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8. Jahrgang. 


Inhalt: 
I. erſonalien: S. 89. 

III. Handelsaugelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Betr. Handelskammer zu Elberfeld S. 89. — 
2. Waren hausſteuer: Betr. Entſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des 
$ 6 Abf. 5 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. ©. 2 = 
3. Sonftige Angelegenheiten: Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengitoffe S. 90. Betr. 
Ernennung von Handelsrichtern ©. 91. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Vetr. Polizeiverordnung über die Eim- 
richtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen) S. 91. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. Klein⸗ 
keſſel für Bäckereien S. 114. Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen S 115. — 3. Wander⸗ 
gewerbe und Märkte: Betr. Anderung des Titels 4 der Gew. D (Marktverkehr) S. 115. — 4. Arbeiter⸗ 
verſicherung: Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des KVG. S. 116. 

VI. Nichtamtliches: Entſcheidungen der Gerichte: Eigentumsvorbehalt an Maſchinen S. 116. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller 
gnädigſt geruht, 

dem Kommerzienrat Eduard Goertz in 
Mülfort Kreis M. Gladbach den Cha— 
rakter als Geheimer Kommerzienrat, 

dem Großfaufmann Karl Grabow in 
Prenzlau den Charakter als Kon- 
merzienrat und 

dem Fabrikbeſitzer Gotthilf Zander in 
Charlottenburg den Charakter als Kom— 
miſſionsrat 


zu verleihen. 


Der Regierungsrat Heckmann in Liegnitz 
iſt vom 1. April d. Is. ab zum ſtell⸗ 


vertretenden Vorſitzenden des Schiedsgerichts 


für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 
Liegnitz ernannt und der Regierungsrat 


Geiger daſelbſt zu demſelben Zeitpunkte von 
dieſem Amte entbunden worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Hellmann in Oppeln 
iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt und end⸗ 
gültig mit der Verwaltung der Gewerbe⸗ 
inſpektion in Oppeln betraut worden. 


Dem Gewerbeaſſeſſor Albrecht in Frank 
furt a. M. iſt eine etatsmäßige Hilfsarbeiter⸗ 
ſtelle bei der Gewerbeinſpektion Franf- 
furt a. M. II verliehen worden. 


ao ç o O O — 


III. Handel3-Aingelegenheiten, 


1. Handelsvertretungen. 


Betr. Handelskammer zu Elberfeld. 
N Durch Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 10. März d. Is. iſt der 
Bezirk der Handelskammer zu Elberfeld auf die noch durch keine Handelskammer vertretenen 


Teile des Kreiſes Mettmann, 
(Neviges), Vohwinkel, 


nämlich die Bürgermeiſtereien Langenberg, Hardenberg 
Mettmann, Haan und Gruiten ausgedehnt worden. 


Die Handels 


kammer führt die Bezeichnung „Handelskammer zu Elberfeld“. 


90 


2. Warenhausſteuer. 


Betr. Entſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abſ. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 2438. Entſcheidung vom 10. März 1908. 
Sportbekleidungsgegenſtände zählen nach der Zuſammenſtellung der klaſſifizierten 
Waren vom 4. Dezember 1901 (SMBl. S. 385) zu den Gruppen B und D des § 6 des 
Geſetzes und können daher von einem Spezialgeſchäfte für Sportgegenſtände geführt werden. 
Ebenſo werden Flaggen und Banner, inſoweit ſie ausſchließlich beim Sport Ver⸗ 
wendung finden, beiden Gruppen zugezählt werden können. 
Ein Herkommen iſt dahin zu erkennen, daß in Spezialgeſchäften der gedachten Art Gegen- 
ſtände zum Reinigen und Inſtandhalten der Sportinſtrumente geführt werden dürfen. 
Dagegen beſteht kein Herkommen, in jenen Spezialgeſchäften auch 
1. Bierkrüge mit dekorierter Vereinsflagge oder heraldiſchem Abzeichen, 
2. Aluminium⸗Kochgeſchirre und Proviantbüchſen, 
3. Trinkbecher aus Aluminium oder Kriſtallglas und ähnlichem, 
4. Bronzewaren für Geſchenke und Ehrenpreiſe, ſofern es ſich nicht um Kunſt⸗ 
ſachen handelt, 
5. Salizyl⸗Vaſeline, 
6. Kau⸗Kola und 
7. Taſchen⸗Apotheken und Verbandtaſchen 
zu führen. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Spreugſtoffe. 


Die in Nummer 5 des Reichsgeſetzblatts für 1908 enthaltene Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 1. Februar 1908 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
1. Patronen aus Coſilit, 
2. Thornit, 
3. Titanit III und Titanit IV, 
4. Gelatine⸗Weſtfalit. 


Außerdem iſt eine veränderte Zuſammenſetzung zugelaſſen für 
5. Ammoncarbonit, 
6. Patronen aus dem Sprengſtoffe Sileſia mit höchſtens 85 Prozent Kalium— 
chlorat, während 
7. für Patronen aus dem Sprengſtoffe Sileſia mit höchſtens 75 Prozent Kalium⸗ 
chlorat in Mengen bis zu 200 kg die Verſendung als Stückgut zugelaſſen ift. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
. den Sprengſtoffwerken Dr. R. Nahnſen & Co., Aktien⸗Geſellſchaft in Hamburg, 
und 3. den Exploſivſtoffwerken Thorn in Hamburg, 
der Weſtfäliſch⸗Anhaltiſchen Sprengſtoff⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin, 
der Sprengſtoff⸗Aktiengeſellſchaft Carbonit in Hamburg, 
und 7. der Oberſchleſiſchen Aktiengeſellſchaft für Fabrikation von Lignoſe, 
Schießwollfabrik für Armee und Marine in Kriewald bei Gleiwitz 
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erteilt ift. 
Berlin, den 12. März 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


IIb 2759. von der Hagen. 
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Betr. Ernennung von Handelsrichtern. 
Berlin, den 29. Januar 1908. 

Mit Rückſicht auf die durch Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 28. Ja- 
mar d. J. angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern für 
Handelsſachen in Frankfurt a. M. wird das der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 
1904 (SMBl. S. 81) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 18 in der aus der Anlage erſicht 
lichen Weiſe abgeändert. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Di: Beſeler. Im Auftrage. 
Ila 441 M. f. H. von der Hagen. 
Anlage. 


Verzeichnis A. 


— —— —SœA44ĩ — — 


— . — b — —ę—̃ — 
Lau⸗ Sitz Zum Vorſchlage Anzahl der Anzahl der von den 
fende der Kammer der einzelnen Organen des 
aike für Handelsrichter berechtigte Organe Handels⸗ Stell⸗ Handelsſtandes vorzu- 
Nr. Handelsſachen des Handelsſtandes richter vertreter ſchlagenden Perſonen 

D o j 3 | 4 5 
18 | Frantfurt Handelskammer zu Franf- 20 20 60 
a. M. furt a. M. 


— — ü—— : ä  — — — — — — — — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Polizeiverorduung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 
Berlin W. 66, den 17. März 1908. 

Anbei überſenden wir Ihnen den Eutwurf einer Polizeiverordnung, betreffend die 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen), nebſt Anlagen mit dem Erſuchen, 
nach ihrem Muſter tunlichſt bald eine gleichlautende Polizeiverordnung unter Aufhebung 
der früheren Beſtimmungen für Ihren Bezirk zu erlaſſen. Der Reſolution des Preußiſchen 
Landtags bei Erlaß des Koſtengeſetzes vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) entſprechend legen 
wir beſonderen Wert darauf, daß die Einheitlichkeit der techniſchen Beſtimmungen gewahrt 
bleibt, daher von Anderungen des Normalentwurfs abgeſehen wird. Derſelbe iſt zudem 
mehrfach in Sachverſtändigenkreiſen unter Mitwirkung der Königlichen Techniſchen Depu⸗ 
tation für Gewerbe eingehend beraten, ſo daß ſich die Anhörung weiterer Sachverſtändigen 
erübrigt. Das Gleiche trifft hinſichtlich der Anhörung der Berufsgenoſſenſchaftsvorſtände 
(F120 e Abf. 2 der Gewerbeordnung) zu, wie in dem Erlaß des mitunterzeichneten Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 8. September 1902 (HM Bl. S. 358) näher begründet 
worden iſt. 

Gleichzeitig mit der Polizeiverordnung erſuchen wir die anliegende von uns erlaſſene 
Ausführungsanweiſung zu veröffentlichen. Von den die neue Polizeiberordnung enthaltenden 
Amtsblättern ift je ein Exemplar den unterzeichneten Mimiſtern zu überſenden. 

Einen Abdruck der gleichzeitig an die Regierungspräſidenten und den Zentralverband 
der Preußiſchen Dampfkeſſel Uberwachungs⸗ Vereine gerichteten Erlaſſe füge ich, der mitunter 
zeichnete Miniſter für Handel und Gewerbe, bei. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. der öffeutlichen Arbeiten. In Vertretung. 
Delbrück. In Vertretung. Holtz. 


von Coels. 
III. 1057 M. Er III BS. 75 M. d. ö. A. VI D. 4778. lIa. 2506 M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


lage. 


Anlage m 


ulage c 


Plagen 
EIN 


Anlage. 


Anlage Al. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. l í 8 
Berlin W. 66, den 17. März 1908, 

Abdruck nebſt dem Entwurfe der Polizeiverordnung überſende ich Ihnen mit der 
erforderlichen Zahl von Überexemplaren für den dortigen Regierungs- und Gewerberat und 
die Gewerbeinſpektoren. 

Sie wollen die Gewerbeaufſichtsbeamten und andere etwa ernannte Sachverſtändige 
mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der Verordnung von den von ihnen bisher wahr— 
genommenen Überwachungsgeſchäften an Aufzügen entbinden und ſie veranlaſſen, ihre darauf 
bezüglichen Nachweiſungen und die Einzelakten, ſoweit fie entbehrlich find und ihre Abgabe 
nach ihrem Inhalt unbedenklich erſcheint, an die zuſtändigen Dampfkeſſel-Uberwachungs⸗ 
Vereine abzugeben. Hinſichtlich des Umfangs der den Gewerbeaufſichtsbeamten ver⸗ 
bleibenden Aufſicht über die Aufzüge von gewerblichen Anlagen gilt dasſelbe, was in den 
drei letzten Sätzen des zweiten Abſatzes des an Sie gerichteten Erlaſſes vom 12. Auguſt v. J. 
(ITI. 5735) gelegentlich der Übertragung der Dampffaß⸗Unterſuchungen an die Dampfkeſſel⸗ 
Überwachungs Vereine gejagt ift. Sollten durch die Zurückziehung der früher erteilten Be- 
fugniſſe für Sachverſtändige in einzelnen Fällen beſondere Härten entſtehen, ſo daß Über⸗ 
gangsfriſten begründet erſcheinen, ſo ſehe ich darüber Ihrem Bericht entgegen. 

Die Prüfungsgeſchäfte werden von den Dampfkeſſel⸗Uberwachungs Vereinen ausſchließlich 
im ſtaatlichen Auftrage wahrgenommen. Die Gebühren find daher nach dem der Verordnung 
beigefügten Tarife zu berechnen und gemäß Erlaß vom 6. Dezember 1905 (HM Bl. S. 346) 
und Ziffer 34 der Ausführungsanweiſung aufzuſtellen, einzuziehen und zu verrechnen. 

Die Dampfkeſſel⸗-Uberwachungs Vereine find angewieſen (vgl. auch Ausführungs⸗ 
anweiſung zu $ 35), von der Abnahme von Aufzügen in Betrieben, die der Gewerbeaufſicht 
unterliegen, dem zuſtändigen Gewerbeinſpektor Anzeige zu erſtatten. 

In den Fällen des § 36 Abſ. II haben die Sachverſtändigen in gleicher Weiſe, wie 
dies für Dampffaßangelegenheiten durch den Erlaß vom 12. Auguſt 1907 (III. 5735) ge⸗ 
regelt worden iſt, ſofern es ſich um eine der Gewerbeaufſicht unterſtehende Anlage handelt, 
das Erſuchen um Erlaß einer polizeilichen Verfügung durch die Hand des zuſtändigen 
Gewerbeinſpektors an die Ortspolizeibehörde zu richten. Um das erforderliche Zuſammen— 
wirken der Gewerbeaufſichtsbeamten mit den Sachverſtändigen der Dampfkeſſel-Uberwachungs⸗ 
Vereine aufrecht zu erhalten, ift es anderſeits erforderlich, daß diefe von Anordnungen der 
Gewerbeaufſichtsbeamten gegenüber Fahrſtuhlanlagen Kenntnis erhalten. Die Gewerbeaufſichts— 
beamten haben daher in ſolchen Fällen den Dampfkeſſel-Überwachungs Vereinen Abſchrift 
ihrer Anordnungen zu überſenden. Dabei ift die Ausführungsauweiſung zu $ 39 zu beachten. 

Iſt eine dringende, das Leben oder die Geſundheit bedrohende Gefahr zu beſeitigen 
G. 36 Abſ. III), jo ift die von dem Sachverſtändigen etwa zu erſtattende Anzeige in allen 
Fällen unmittelbar an die Ortspolizeibehörde zu richten; ſofern es ſich dabei um eine der 
Gewerbeaufſicht unterſtehende Anlage handelt, iſt Abſchrift dem zuſtändigen Gewerbeauf— 
ſichtsbeamten zu überſenden. Die Ortspolizeibehörde hat danach ohne Aufſchub die erforder- 
liche Verfügung zu erlaſſen und zur Ausführung zu bringen. 

Delbrück. 
An die Herren Regierungspräſidenten (außer Sigmaringen) und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 
Anlage A 2. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. . 
j 4 Berlin W. 66, den 17. März 1908. 

Abdruck überſende ich Ihnen mit Übereramplaren zur Verteilung an die Mitglieder. 
Von einer Mitteilung an den Verein in Stuttgart, der die Übernahme der Aufſicht über 
die Fahrſtühle in Hohenzollern abgelehnt hat, iſt abzuſehen. 

Ich übertrage den übrigen Vereinen mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der neuen 
Verordnung die Überwachung aller überwachungspflichtigen Aufzüge nach Maßgabe der 
durch die Erlaſſe vom 28. November 1906 und 20. März 1907 (III. 8010 und III. 1189) 
abgeänderten Geſchäftsanweiſung, deren Neufaſſung vorbehalten iſt, mit der Verpflichtung, 
die in der Ausführungsanweiſung und in dem vorſtehenden Erlaß an die Regierungs- 
präſidenten enthaltenen Weiſungen ſorgfältig zu beachten. 

(gez.) Delbrück. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel Überwachungs-Vereine in Frankfurt a O. 
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Anlage B. 


Entwurf 


der Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzügen (Fahrſtühlen). 


Titel I. Geltungsbereich der Polizeiverordnung. 
. 

J. Den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung ſind alle Aufzugseinrichtungen unter— 
worfen, deren Fahrkörbe, Kammern oder Plattformen zwiſchen feſten Führungen bewegt 
werden, ſofern ihre Hubhöhe zwei Meter überſteigt. 

II. Ausgenommen jind Aufzüge in den der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden 
Betrieben, Verſenkvorrichtungen in Theatern, Paternoſterwerke für Laſten und Schiffs 
hebewerke. 


Titel II. Einteilung der Aufzüge. 
S 2 
J. Die Aufzüge werden eingeteilt in: 
1. Perſonenaufzüge, 
2. Laſtenaufzüge. 
II. Zu erſteren gehören auch diejenigen Laſtenaufzüge, auf denen Führer mitfahren 
dürfen. 


Titel III. Allgemeine Beſtimmungen für Aufzüge. 
Ss 
Aufſtellung der Fahrſtühle. 

Aufzüge ſollen, ſoweit der Betrieb der Anlage es zuläßt, im Freien oder an der 
Außenſeite der Gebäude oder in Treppenhäuſern, die von feuerfeſten Wänden umgeben 
find, oder in Lichthöfen angelegt werden; im letzteren Falle darf durch fie die vorgeſchriebene 
Mindeſtgrundfläche der Lichthöfe nicht beſchränkt werden. 


§ 4 
ve Fahrſchächte. 

J. Die Fahrbahn der Aufzüge ift in ihrer ganzen Ausdehnung nach Maßgabe der für 
den Aufſtellungsort geltenden Baupolizeiverorduung oder, falls in dieſer beſondere Beſtim⸗ 
mungen über Fahrſchächte nicht enthalten ſind, nach dem Ermeſſen der Baupolizeibehörde 
mit feuerfeſten oder mindeſtens dichten feuerſicheren Wänden zu umſchließen. 

II. Von der Vorſchrift feuerfeſter und feuerſicherer Schachtwände ſind ausgenommen: 

1. Aufzüge, die dem § 3 entſprechend in Treppenhäuſern freiſtehend oder an der 
Außenſeite von Gebäuden oder in Lichthöfen angelegt werden 
2. Aufzüge, die im Innern von Gebäuden übereinander gelegene Galerien verbinden; 
3. Aufzüge, die nur zwei unmittelbar aufeinander folgende Geſchoſſe oder nur 
Kellergeſchoſſe mit dem Erdgeſchoß verbinden, wenn in den durch den Fahrſtuhl 
verbundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen Gegenſtände lagern; 
4. Gichtaufzüge in allen Arten von Betrieben; l S 
5. Aufzüge in Gebäuden mit ungeſchalten und unverputzten Zwiſchendecken, die an 
und für ſich der Übertragung eines Feuers keinen Widerſtand leiſten. 
„III. Kleine Aufzüge, d. h. Laſtenaufzüge, die nicht betretbar ſind (für Speiſen, Akten, 
kleine Erzeugniſſe der Induſtrie und dergleichen), von höchſtens 100 ke Tragfähigkeit und 
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nicht mehr als 0,7 qm Schachtquerſchnitt bedürfen, ſoweit fie nicht nach vorſtehenden He- 
ſtimmungen von der Vorſchrift feuerfeſter oder feuerſicherer Wände ganz ausgenommen 
ſind, nur feuerſicherer Schachtwände. 
Sio 
Abdeckung der Fahrſchächte. 

J. Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden umſchloſſene Fahrſchächte, in denen die 
Förderung bis zum Dachgeſchoſſe geht, ſind an ihrem oberen Ende mit einer feſten, feuer⸗ 
ſicheren Abdeckung zu verſehen. Von der feuerſicheren Beſchaffenheit kann nur abgeſehen 
werden, wenn in den durch den Fahrſtuhl verbundenen Geſchoſſen keine feuergefährlichen 
Gegenſtände lagern und die Schachtwände ſowie ein in der Abdeckung anzubringendes 
Entlüftungsrohr mindeſtens 0, m über Dach geführt werden. Glasabdeckungen ſind 
mittels Drahtgitter zu unterfangen. 

II. Von feuerfeſten oder feuerſicheren Wänden unſchloſſene Fahrſchächte, in denen 
die Förderung nicht bis zum Dachgeſchoſſe geht, ſind an ihrem oberen Ende ſtets feuer— 
ſicher abzuſchließen. 

III. Fahrſchächte, deren obere Mündung im Freien oder an Orten liegt, die von 
Menſchen betreten werden, find mit Dedel- oder Klappenverſchlüſſen, die vom Fahrkorbe 
gehoben werden, zu verſehen, ſofern nicht nach Abſ. J oder II feuerſichere Verſchlüſſe er- 
forderlich find oder § 4 JI 1 und 2 zutreffen. 

IV. Über der Decke des Fahrkorbes in ſeinem höchſten normalen Stande muß eine 
freie Höhe von mindeſtens 1,00 mı vorhanden fein. Bremsfahrſtühle in kleinen Getreide- 
mühlen ſind von dieſer Vorſchrift ausgenommen. Muß der Fahrſchacht der vorgeſchriebenen 
freien Höhe halber über die Dachfläche hinausgeführt werden, ſo wird dieſes Maß auf die 
zuläſſige Gebäudehöhe nicht angerechnet. 


§ 6. 
Umwehrungen der Fahrbahn. 

L Aufzüge, deren Fahrbahn nicht durch feuerfeſte oder dichte feuerſichere Wände ab- 
zuſchließen iſt, müſſen allſeitig derart umwehrt ſein, daß Menſchen durch den Betrieb des 
Aufzugs nicht zu Schaden kommen können. Der Fahrſchacht darf nur durch Türen oder 
Schranken zugänglich ſein. Aufzüge an der Außenſeite von Gebäuden oder im Freien be- 
dürfen der Umwehrung nur dort, wo Menſchen an die Fahrbahn herangelangen können. 

II. Die Umwehrungen müſſen dauerhaft hergeſtellt, mindeſtens 1,3 m hoch ſein und 
aus einem nicht brennbaren Material hergeſtellt werden; von der Erfüllung letzterer 
Vorſchrift kann abgeſehen werden in Gebäuden, deren Zwiſchendecken an und für ſich der 
Übertragung eines Feuers keinen Widerſtand leiſten (§ 4 II 5). Die Umwehrungen müſſen 
ſo beſchaffen ſein, daß ein Hindurchgreifen in den vom Fahrkorbe beſtrichenen Raum ver⸗ 
hindert wird. Beſtehen ſie aus Drahtgeflecht, fo darf die Maſchenweite höchſtens 2 cm 
betragen. 

III. Fahrſchächte mit Dedel- oder Klappenverſchlüſſen an ihrer oberen Mündung 
($ 5 III) iind unfallſicher zu umwehren, ſo daß die Abdeckung nicht betreten werden kann. 


§ 7. 
Fahrſchachttüren. 

L Zugangstüren (Fahrſchachttüren) zu Fahrſchächten mit feuerfeſten oder feuer- 
ſicheren Wänden müſſen feuerſicher ſein. Fahrſchachttüren und Hubgitter, die zu Fahr- 
ſchächten führen, die nicht mit feuerfeſten oder dichten feuerſicheren Wänden zu umgeben 
find, müſſen mindeſtens den Anforderungen entſprechen, die an die Umwehrung zu ſtellen 
find (86 ID. | 
N: Fahrſchachttüren oder ⸗Schranken dürfen nicht in die Fahrbahn hineinſchlagen. 
Türen in Fahrkörben dürfen nicht aus der Fahrbahn herausſchlagen. 


Ne} 
| Lichtöffnungen in Fahrſchächten. 
I. Lichtöffnungen find, ſoweit nicht Brandmauern in Frage kommen, in den Wandungen 
auch ſolcher Fahrſchächte zuläſſig, welche feuerfeſt oder feuerſicher umſchloſſen ſein müſſen. 


95 


II. Lichtöffnungen in Außenmauern müſſen durch Fenſter verſchloſſen werden. Sind 
letztere zum Offnen eingerichtet, ſo dürfen ſie nicht nach innen ſchlagen und von Un⸗ 
befugten nicht geöffnet werden können. Lichtöffnungen in Wänden oder Zugangstüren, 
die den Fahrſchacht gegen Innenräume begrenzen, müſſen durch Drahtglas von mindeſtens 
10 mm Stärke oder ein gleich widerſtandsfähiges Glas dicht abgeſchloſſen werden; ſie 
dürfen die Geſamtgröße von ¼0 der Wandfläche der Zugangsſeite zum Fahrſchacht in keinem 
Geſchoß überſteigen. 


8 9. 
Gegengewichte. 

I. Gegengewichte der Fahrkörbe müſſen geführt und jo angeordnet werden, daß ſie 
ihre Führungen am oberen und unteren Ende nicht verlaſſen können. Endigt die Gegen⸗ 
gewichtsbahn nicht auf gewachſenem Boden, ſo iſt dafür zu ſorgen, daß fich das Gegen- 
gewicht beim Bruche des Tragſeils auf feſtes Mauerwerk auffetzt. 

IL Die Bewegungsbahnen von Gegengewichten, Laſtſeilen und Laſtketten müſſen, 
wenn ſie außerhalb des Fahrſchachts liegen und zu Durchbrechungen der Decken in 
größerer Ausdehnung als 100 gem nötigen, wie die zugehörigen Aufzugsſchächte umſchloſſen, 
bei geringerer Ausdehnung aber mindeſtens unfallſicher eingefriedigt und feuerſicher durch 
die Decken geführt werden. 

III. Die Tragorgane der Gegengewichte dürfen nicht höher beanſprucht werden als 
die des Fahrſtuhls (§§ 13 und 22). 

N 
Fang- und Bremsvorrichtungen. 

J. Die Fahrkörbe der Aufzüge ſind mit einer zuverläſſigen Fang⸗ oder Ge⸗ 
ſchwindigkeitsbrems vorrichtung (ſelbſttätige Senkbremſe) zu verſehen. Von dieſer Vorſchrift 
ſind ausgenommen: À 

1. Fahrkörbe mit unmittelbar tragendem hydrauliſchen Stempel, ſofern dicht am 
Treibzylinder eine Vorrichtung angebracht wird, die verhindert, daß der Fahr⸗ 
korb im Falle eines Bruches der Zuleitung mit größerer Geſchwindigkeit als 
15 m in der Sekunde niedergeht; das Gleiche gilt für Spindelaufzüge oder 
Zahnſtangenantriebe in Verbindung mit Schneckengetrieben, wenn der Antrieb 
der Spindeln oder Schnecken entſprechende Sicherheit ſchafft; 

2. Laſtenfahrſtühle, ſofern der Fahrkorb beim Be- und Entladen infolge ſeiner 
Bauart oder der Art des Betriebs und des Beladens ordnungsmäßig nicht 
betreten werden kaun; 

3. Laſteufahrſtühle, die nur zwei Förderſtellen miteinander verbinden, ſofern an 
den Ladeſtellen zuverläſſige Aufiag- oder ähnliche Stützvorrichtungen angebracht 
werden, die ſo beſchaffen ſind, daß ſie zur Wirkung kommen, bevor der Fahrkorb 
betreten werden kann; 

4. Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen ſowie Ablaßvorrichtungen, die durch 
das Gewicht der Laſt nach unten bewegt werden, ſofern an der Windevorrichtung 
eine Bremſe vorhanden iſt, welche die Laſt in jeder Höhenlage feſtzuhalten 
imſtande iſt; bei Ablaßvorrichtungen ſind außerdem Aufſatz oder ähnliche Stütz⸗ 
vorrichtungen anzubringen, die den Anforderungen unter Ziffer 3 entſprechen. 

II. Die Fang⸗ und Bremsvorrichtungen müſſen ſo geſchützt ſein, daß ſie keinesfalls 
durch Ladegut und möglichſt auch durch unbefugte Eingriffe in ihrer Wirkung nicht behindert 
werden können. 

§ 11. 
Zuläſſige Geſchwindigkeit. 

I. Das Triebwerk der Aufzüge muß jo beſchaffen oder mit ſolchen Einrichtungen 
verſehen ſein, daß eine im voraus für die Anlage beſtimmte größte Fördergeſchwindigkeit 
nicht überſchritten werden kann. Geſchwindigkeiten von mehr als 1 m in der Sekunde 
ſind nur mit beſonderer Genehmigung des Regierungspräſidenten zuläſſig. 

U. Fahrſtühle mit Geſchwindigkeitsbrenſe dürfen nach Loslöſung oder Bruch der 
Tragorgane höchſtens mit einer Geſchwindigkeit von 1,5m in der Sekunde niedergehen; 
ſolche mit Fangvorrichtung müſſen fich feſtklemmen, nachdem fie höchſtens 0,25 m tief gefallen find. 

III. Auf Bremsfahrſtühle und Ablaßvorrichtungen, die durch das Gewicht der Laſt 
nach unten bewegt werden (§ 1014), finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 
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§ 12. 
Beleuchtung und anderes. 

J. Die Vorräume der Aufzüge und die Fahrkörbe von Perſonenaufzügen müſſen, 
ſolange die Aufzüge benutzt werden können, dauernd durch Tageslicht oder künſtlich aus⸗ 
reichend beleuchtet werden. Von der dauernden Beleuchtung der Fahrkörbe kann nur dann 
abgeſehen werden, wenn die Beleuchtungseinrichtung jo beſchaffen ift, daß fie mit dem 
Offnen der Fahrſchachttür in Tätigkeit geſetzt wird. Für Beleuchtungseinrichtungen im 
Junern der Fahrkörbe iſt die Verwendung von Mineralölen, Spiritus oder ähnlichen leicht 
entzündlichen Flüſſigkeiten unzuläſſig. 

II. Der Fahrſchacht darf nicht zur Lagerung von Gegenſtänden benutzt werden. 

III. Der Raum für die Antriebsmaſchine muß hinreichend geräumig, im Mittel 
mindeſtens 15s m hoch und gut umwehrt fein. 


Titel IV. Beſondere Beſtimmungen über die Einrichtung der Aufzüge. 


A. Perſonenaufzüge einſchließlich derjenigen Laſtenaufzüge, auf denen Führer 
mitfahren dürfen. 
§ 13. 
Zuläſſige Beanſpruchung der Tragorgane. 

I. Aufzüge, die nicht durch Stempel, Spindeln oder dergl. unterſtützt werden, müſſen 
mindeſtens an zwei Seilen, Gurten oder Ketten aufgehängt werden, die derartig mit einer 
Fangvorrichtung zu verbinden ſind, daß letztere bereits bei gefahrdrohender Dehnung eines 
der Tragorgane in Tätigkeit tritt. Die Führungsſchienen ſolcher Aufzüge müſſen einen 
Belag von Hartholz erhalten. 

II. Ketten dürfen nicht über /, Gurte nicht über / ihrer Bruchfeſtigkeit in Anſpruch 
genommen werden. Seile find jo zu berechnen, daß die auf jedes Seil entfallende Zug- 
und Biegungsſpannung zuſammen nicht mehr als J feiner Bruchfeſtigkeit beträgt. Die 
Biegungsſpannung iſt am Berührungspunkte von Seil und Rolle zu berechnen. 

§ 14. 
Tür verriegelung. 

J. Alle Zugangsöffnungen zum Fahrſchacht müſſen durch Türen (Fahrſchachttüren) 
verſchließbar ſein, die bündig mit der inneren Schachtebene anzubringen ſind. 

II. Die Fahrſchachttüren müſſen durch die Steuerung unter ſelbſttätigem Verſchluß 
gehalten werden, ſolange der Fahrkorb in Bewegung iſt, und dürfen ſich nur öffnen laſſen, 
wenn der Fahrkorb in gleicher Höhe mit ihnen ſteht und zur Ruhe gebracht iſt. Die Ein⸗ 
leitung der Bewegung des Fahrkorbes muß ſolange behindert ſein, als nicht alle Fahr⸗ 
ſchachttüren feſt geſchloſſen ſind. 

Selb: 
Anordnung der Steuerung. 

I. Die Steuerungsvorrichtung muß innerhalb des Fahrkorbes ſo angeordnet werden, 
daß ſie nicht von außen her betätigt werden kann. 

II. Bei Aufzügen, die ohne Führerbegleitung benutzt werden dürfen (§ 32 III Satz 1), 
ift eine Betätigung der Steuerung von außen und innen zuläſſig, wenn die Außen- und Innen⸗ 
ſteuerung derart in Abhängigkeit von einander gebracht werden, daß jeweilig entweder nur mit 
Innen⸗ oder nur mit Außenſteuerung gefahren werden kann, je nachdem die Bewegung von 
der einen oder der andern Seite aus eingeleitet worden iſt. Die Umſchaltung darf nur in 
der Ruheſtellung des Fahrkorbes bei feſtgeſchloſſenen Türen und entlaſtetem Fahrkorbe 
möglich ſein. Bei Aufzügen dieſer Art muß jede Schachttür mit zwei zuverläſſigen Tür⸗ 
verriegelungen verſehen werden, von denen die eine ſelbſttätig fein muß. Das Türſchloß 
darf ſich nur mittels beſonders geformten Sicherheitsſchlüſſels öffnen laſſen. 


§ 16. 
Ausrückvorrichtungen. 
„Die Aufzüge find zum ſelbſttätigen Anhalten in ihren Endſtellungen mit zwei Ein- 
richtungen zu verſehen, die unabhängig voneinander in Wirkſamkeit treten und gleichzeitig 
die Übertragung der Betriebskraft aufheben. Eine dieſer beiden Vorrichtungen muß un 
abhängig von der Steuerungsvorrichtung in Tätigkeit treten. 
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SR 
Windevorrichtung. 

Aufzüge mit Fördertrommeln müſſen an der Aufzugmaſchine eine Vorrichtung haben, 
die das Sinken des Fahrkorbes nach dem Ausrücken der Steuerung verhindert, und mit 
einer Schutzvorrichtung gegen Hängeſeil verſehen ſein. Die Fördertrommeln ſind mit 
ſchraubenförmigen Rillen zur Aufnahme der Seile zu verſehen. 


§ 18. 
Fahrkorb. 

I. Die Fahrkorbdecke muß jo beſchaffen fein, daß fie den im Fahrkorbe befindlichen 
Perſonen Schutz gegen etwa herabfallende Teile des Triebwerkes oder andere Gegenſtände 
gewährt. Wo dies nicht der Fall iſt, muß dicht unterhalb der Triebwerksteile ein ſicheres 
Fangnetz aus Drahtgeflecht angebracht werden. 

II. Der Fahrkorb muß an denjenigen Seiten, welche keine Zugangsöffnungen ent⸗ 
halten, von dichten Wänden oder mit Drahtgitter von höchſtens 2 em Maſchenweite un- 
geben ſein. 

III. Verſchlußtüren am Fahrkorbe ſind nicht erforderlich, wenn die Schachtwände an 
den Zugangsſeiten des Fahrkorbes in voller Geſchoßhöhe durchgeführt, völlig glatt und nicht 
mehr als 4 em vom Fahrkorb entfernt ſind. Drahtwände von nicht mehr als 2 em Maſchen 
weite gelten als glatte Wände. 


§ 19. 
Alarmvorrichtung. 
In jedem Fahrkorbe muß eine außerhalb des Schachtes hörbare Signalvorrichtung 
vorhanden ſein, die ſo angebracht iſt, daß ſie von den Mitfahrenden betätigt werden kann. 
Im Innern des Fahrkorbes iſt ein deutlicher Hinweis auf dieſe Einrichtung anzuſchlagen. 


§ 20. 
Bezeichnung des Fahrſtuhls. 

An der Außenſeite jeder Fahrſchachttür und im Innern des Fahrkorbes muß ſich ein 
Schild befinden, das in deutlich lesbarer Schrift das Wort „Perſonenaufzug“ ſowie die 
zuläſſige Belaſtung einſchließlich des Führers in Kilogrammen, die Zahl der Perſonen, die 
gleichzeitig befördert werden dürfen, und die Vorſchrift, daß der Fahrſtuhl nur in Be⸗ 
gleitung eines Führers benutzt werden darf, enthält (vgl. Ausnahme in § 32 III). Als 
Gewicht einer Perſon ſind 75 kg anzunehmen. 


Sa 
Ausnahmen. 

Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen können auch dann, wenn auf ihnen ein 
Führer mitfahren darf, wie Laſtenfahrſtühle eingerichtet werden mit der Maßgabe, daß 
mindeſtens die Verſchlüſſe der beiden Endladeſtellen von der Fahrkorbbewegung abhängig 
ſein müſſen. In Zwiſchengeſchoſſen ſind Ladeöffnungen wenigſtens mit Schranken und mit 
Warnungstafeln zu verſehen, die das Offnen der Schranken verbieten, wenn nicht der Fahr⸗ 
korb vor der Ladeöffnung hält. 


B. Laſtenaufzüge. 


§ 22. 
Zuläſſige Beanspruchung der Tragorgane. 

Fir die Berechnung der Seile, Gurte oder Ketten gelten die Vorſchriften in § 13 H 
mit der Maßgabe, daß bei Verwendung nur eines Seiles die aus Bug- und Biegungs⸗ 
ſpannung zuſammengeſetzte Beanſpruchung nicht mehr als ein Viertel der Bruchfeſtigkeit 

etragen darf. 


S 2a 
Türverriegelung. 


I. Affe Ladeöffnungen des Fahrſchachts jind mit Türen oder Schranken zu verſehen, 
die jo beſchaffen fein müſſen, daß Menjen nicht zu Schaden kommen können. 
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II. Die Türverſchlüſſe müſſen jo beichaffen fein, daß die Fahrſchachttüren oder ſchranken 
nur dann geöffnet werden können, wenn der Förderkorb an der Ladeöffnung angelangt iſt, 
und daß ſämtliche Türen geſchloſſen ſein müſſen, bevor der Förderkorb in Bewegung geſetzt 
werden kann. 

III. Von der Verriegelung der Türen oder Schranken kann abgeſehen werden 

1. bei Bau- und ſolchen Aufzügen, bei welchen der Förderkorb beim Be- und Ent- 
laden infolge ſeiner Bauart oder der Art des Betriebs und des Beladens 
ordnungsmäßig nicht betreten werden kann, ſofern die jeweilige Stellung des 
Förderkorbes außerhalb der Fahrbahn ſichtbar iſt und die Ladeöffnung derart 
umwehrt oder feft abgeſperrt wird, daß Menjen nicht zu Schaden kommen 
können, und an der Ladeöffnung feſte Handhaben zum Feſthalten angebracht find; 

bei Aufzügen mit Hubgittern, ſofern die Geſchwindigkeit des Förderkorbes 0,25 m 
in der Sekunde nicht überſteigt, und mindeſtens die Verſchlüſſe der beiden End- 
ladeſtellen von der Fahrkorbbewegung abhängig ſind; 

3. bei kleinen Aufzügen (§ 4 III). 


§ 24. 
Anordnung der Steuerung. 

Steuerungsvorrichtungen der Aufzüge müſſen außerhalb des Fahrſchachts derart 
angebracht werden, daß ſie nicht vom Förderkorb aus betätigt werden können. Von dieſer 
Vorſchrift find Bremsfahrſtühle in kleinen Getreidemühlen ($ 21) ausgenommen, ſofern auf 
ihnen ein Führer mitfahren darf. 
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§ 25. 
Aus rückvorrichtungen. 

Jeder Aufzug ift mit mindeſtens einer Vorrichtung zu verſehen, die ihn in feinen 
Endſtellungen ſelbſttätig zum Stillſtande bringt. Für Aufzüge, die durch Menſchenkraft 
bewegt werden, genügt hierfür eine Hubbewegung in der Führung des Förderkorbes. 

Bei Bremsfahrſtühlen in kleinen Getreidemühlen kann von der ſelbſttätigen Ausrückung 
in der unteren Stellung des Fahrkorbes abgeſehen werden, wenn beim Eintritt in das 
unterſte Stockwerk vom Fahrkorb ein Signal in Tätigkeit geſetzt wird. 


§ 26. 
Windevorrichtung. 
Handwinden ſind mit Laſtdruckbremſen und ſtillſtehenden Kurbeln zu verſehen. 
8 27. 
Zeigervorrichtung. 


Jeder Aufzug, deſſen jeweilige Stellung nicht außerhalb der Fahrbahn ſichtbar iſt, 
muß in allen Fördergeſchoſſen mit einer Zeigervorrichtung verſehen werden. Ausgenommen 
find kleine Aufzüge (§ 4 III). 

§ 28. 
l Förderkorb. 
Der Förderkorb muß derart umwehrt ſein, daß das Ladegut nicht über den vom 
Förderkorbe beſtrichenen Raum hinausragen oder aus dem Korbe herausfallen kann. 
Bei der Beladung mit Förderwagen muß eine Feſtſtellvorrichtung für dieſe angebracht 
werden. 
§ 29. 


Bezeichnung des Fahrſtuhls. 

An jeder Ladeöffnung muß ſich ein Schild befinden, das in deutlich lesbarer Schrift 
die Worte: Vorſicht!, Aufzug!, ſowie das Verbot des Mitfahrens von Perſonen und die 
zuläſſige Belaſtung in Kilogrammen enthält. 

Titel V. Betrieb der Aufzüge. 
§ 30. 
Verantwortlichkeit für den Betrieb. 
J. Die Betriebsunternehmer von Aufzügen oder die an ihrer Stelle mit der Leitung 
des Betriebs beauftragten Stellvertreter, ſowie die mit der Bedienung der Aufzüge be⸗ 
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trauten Perfonen haben dafür Sorge zu tragen, daß Aufzüge, die ſich nicht in gefahrloſem 
Zuſtande befinden, nicht im Betrieb erhalten werden. 

II. Die mit der Bedienung der Aufzüge betrauten Perſonen ſind verpflichtet, während 
des Betriebs die Sicherheitsvorrichtungen beſtimmungsgemäß zu benutzen und von hervor- 
getretenen Mängeln des Aufzugs dem Unternehmer oder deſſen Stellvertreter ungeſäumt 
Anzeige zu erſtatten. 

III. Das Schmieren der Führungen und der Führungsteile muß bei beſtehenden An⸗ 
lagen vom Innern des Fahrkorbes aus erfolgen, wenn die im § 5 IV vorgeſchriebene freie 
Höhe nicht vorhanden iſt. Fehlt dieſe freie Höhe, ſo darf auch das Schmieren der Trieb— 
werksteile nicht von der Decke des Fahrkorbes aus erfolgen. 


Sal, 
Benutzung der Fahrſtühle. 

Perſonenaufzüge und Laſtenaufzüge mit Türverriegelung dürfen erſt in Bewegung ge— 
ſetzt werden, wenn die ſämtlichen Fahrſchachttüren und etwa vorhandene Fahrkorbtüren feſt 
geſchloſſen ſind. Letztere dürfen erſt dann geöffnet werden, wenn der Fahrkorb an einer 
Förderſtelle zur Ruhe gelangt iſt. 

§ 32. 
Führer. 
I. Perſonenaufzüge mit mechaniſchem Steuerungsantrieb dürfen nur in Begleitung 


beſonderer Führer benutzt werden. Dieſe müſſen mit den Einrichtungen und dem Betriebe 
des Aufzugs und der dafür erlaſſenen Vorſchriften vertraut ſein. Der hierüber durch 


einen von einem zuftändigen Sachverſtändigen (§ 37) ſchriftlich ausgeſtellte Befähigungs⸗ 


nachweis ift in das Reviſionsbuch ($ 35) aufzunehmen. Die Führer dürfen nicht unter 
18 Jahren alt fein und müſſen in das Reviſtonsbuch die ſchriftliche Erklärung eintragen, 
daß ſie die Bedienung des Aufzugs verantwortlich übernommen haben. 

II. Perſonenaufzüge mit elektriſcher Innenſteuerung können mit Genehmigung der 
Ortspolizeibehörde in Begleitung von Führern, die das 15. Lebensjahr erreicht haben und 
mit der Bedienung und den Bekriebsvorſchriften vertraut find, benutzt werden, wenn für 
die Beaufſichtigung der maſchinellen Einrichtungen des Fahrſtuhls ein verantwortlicher, ge⸗ 
prüfter Aufzugswärter vorhanden iſt, der während des Betriebs des Aufzugs ſtets an— 
weſend oder leicht erreichbar ſein muß. 

III. Bei Perſonenaufzügen mit Innen- und Außenſteuerung (§ 15 II) kann mit Ge- 
nehmigung der Ortspolizeibehörde von der Begleitung durch den Führer abgeſehen und 
dieſe durch die bloße Aufſicht eines verantwortlichen geprüften Aufzugwärters, der während 
des Betriebs des Aufzugs ſtets anweſend oder leicht erreichbar ſein muß, erſetzt werden, 
wenn die Benutzung eines Perſonenfahrſtuhls ausſchließlich von beſtimmten, der Polizei 
genannten Perſonen erfolgt oder nur zwei Geſchoſſe miteinander verbunden werden. Bei 
Paternoſterwerken genügt in gleicher Weiſe die Aufſicht eines verantwortlichen, geprüften 
Aufzugswärters. , i 

IV. Führern, die ſich wiederholt der Übertretung von Beſtimmungen dieſer Polizei- 
verordnung ſchuldig gemacht haben oder als unzuverläſſig erweiſen, ift von der Ortspolizei⸗ 
behörde der Befähigungsnachweis zu entziehen. 


Titel VI. Inbetriebſetzung und Uberwachung der Aufzüge. 
S 28 
Bauliche Genehmigung und Anmeldung. 

I. Für die bauliche Anlage der Aufzüge (Herſtellung des Schachtes, Durchbrechung 
von Decken, bauliche Einrichtungen in Treppenhäuſern, Lichthöfen und an Außenfronten) 
bedarf es der Genehmigung der Baupolizeibehörde. , AN 

II. Von der beabſichtigten Einrichtung des maſchinellen Teiles der Aufzüge iſt dem 
zuſtändigen Sachverſtändigen (§ 37) von dem Unternehmer der Fahrſtuhlanlage Anzeige 
zu erſtatten. Mit der Anzeige ſind zwei Beſchreibungen nach dem dieſer Polizeiverordnung 
beigefügten Muſter und zwei maßſtäbliche Zeichnungen des Aufzugs vorzulegen. Aus 
dieſen muß die Bauart des Fahrſtuhls und der Aufzugsvorrichtung, das Schema der 
Steuerung und der Fahrſchachtabſchlüſſe, — bei elektriſch betriebenen Aufzügen auch das 
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Schaltungsſchema — ſowie die Aufſtellung und alle zur rechneriſchen Prüfung des Aufzugs 
erforderlichen Angaben zu erſehen ſein. Blaulichtpauſen ſind unzuläſſig. Bei Aufzügen in 
Staats- und Reichsbetrieben bedarf es nur einer Beſchreibung und Zeichnung. Der Sach 
verſtändige hat die Vorlagen gemäß den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung zu prüfen 
und mit Prüfungsvermerk zu verſehen. 
§ 34. 
Prüfungen. 

Die Beſitzer der Aufzüge find verpflichtet, eine erſtmalige Prüfung (Abnahme) neu 
angelegter Fahrſtühle vor ihrer Inbetriebnahine ſowie regelmäßige amtliche Prüfungen der 
Anlage nach Maßgabe dieſer Polizeiverordnung durch Sachverſtändige zu veranlaſſen, die 
hierzu nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzuſtellen und die Koſten der Prüfungen 
nach Maßgabe der anliegenden, vom Miniſter für Handel und Gewerbe auf Grund des 
Geſetzes vom 8. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 317) genehmigten Gebührenordnung zu tragen. 
Die Koſten können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

§ 35. 
Abnahme. 

J. Bei der Abnahme ſind durch Fahrproben mit der höchſten zuläſſigen Belaſtung 
alle vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen und insbeſondere die Verſchlüſſe in jedem 
Geſchoſſe zu prüfen. Die Zuverläſſigkeit der Fang- oder Bremseinrichtungen ift außerdem 
bei leerem Fahrkorbe zu erproben. Bei dieſer Probe müſſen entweder die Tragorgane vom 
Fahrkorbe losgelöſt oder es muß mindeſtens eins derſelben bei der Abwärtsfahrt mit nor⸗ 
maler Geſchwindigkeit ſo weit gelockert werden, wie es erforderlich iſt, um die Fangvorrich⸗ 
tung in Tätigkeit zu ſetzen. Über den Befund der Prüfung iſt von dem Sachverſtändigen 
nach dem dieſer Polizeiverordnung beigefügten Muſter eine ſchriftliche Beſcheinigung aus⸗ 
zuſtellen. Dieſe iſt von dem Sachverſtändigen mit einem Exemplare der Zeichnung und 
Beſchreibung zu verbinden und bei den der regelmäßigen Prüfung unterliegenden Aufzügen 
(8 36) einem von dem Befiker auf feine Koſten zu beſchaffenden Reviſionsbuch anzuheften. 
Das letztere muß dem dieſer Polizeiverordnung beigefügten Muſter entſprechen und einen 
Abdruck dieſer Polizeiverordnung enthalten. 

II. Der Sachverſtändige hat dieſe Papiere der Ortspolizeibehörde zur Einſichtnahme 
zu überſenden, welche, wenn auch die baupolizeiliche Abnahme der Anlage zu keinen Be⸗ 
denken Anlaß gegeben hat, dem Unternehmer der Fahrſtuhlanlage unter Beifügung der 
Fahrſtuhlpapiere die Betriebserlaubnis erteilt. Aufzüge in Staats- und Reichsbetrieben 
unterliegen den Beſtimmungen dieſes Abſatzes nicht. 

III. Die Fahrſtuhlpapiere ſind von dem Unternehmer des Aufzugs zur Einſichtnahme 
für die Aufſichtsbeamten und Sachverſtändigen am Betriebsorte bereitzuhalten. 


§ 36. 
Regelmäßige Prüfungen. 

I. Perſonenaufzüge find in längſtens zweijährigen Friſten, Laſtenaufzüge, mit Aus⸗ 
nahme von kleinen Aufzügen (§ 4, MI), von Bremsfahrſtühlen in kleinen Getreidemühlen 
(§ 21), von Bauaufzügen und ähnlichen, vorübergehenden Zwecken dienenden Aufzügen, in 
vierjährigen Friſten durch den zuſtändigen Sachverſtändigen einer wiederkehrenden Unter⸗ 
ſuchung zu unterwerfen. Bei dieſen iſt die Anlage in derſelben Weiſe wie bei der Abnahme 
zu prüfen. Ablaßvorrichtungen, die durch das Gewicht der Laſt nach unten bewegt werden 
(§ 10, I, 4), find alle ſechs Jahre erneut zu prüfen. Den Befund der Unterſuchung hat 
der Sachverſtändige in das Reviſionsbuch einzutragen. — Durch die regelmäßigen Prüfungen 
wird das Recht der Polizeibehörde, im Bedarfsfall außerordentliche Unterſuchungen mangel⸗ 
hafter Fahrſtuhlanlagen anzuordnen, nicht berührt. 

II. Vorgefundene Mängel find von dem Unternehmer innerhalb einer von dem Sac- 

verſtändigen zu ſtellenden Friſt zu beſeitigen, nach deren fruchtloſem Verlaufe der Sach⸗ 
verſtändige der Ortspolizeibehörde — bei Fahrſtühlen in Staats⸗ und Reichsbetrieben der 
vorgeſetzten Dienſtbehörde — Anzeige zu erſtatten hat. 
„ III. Findet der Sachverſtändige oder ein anderer zur Aufſicht über den Betrieb gu- 
ſtändiger Beamter den Aufzug in einem Zuſtande, der eine unmittelbare Gefahr einſchließt, 
ſo hat er — gebotenenfalls durch Vermittelung der Ortspolizeibehörde — oder bei Aufzügen 
in Reichs⸗ und Staatsbetrieben der vorgeſetzten Dienſtbehörde die ſofortige Einſtellung des 
Betriebs zu veranlaſſen ſowie, daß dies geſchehen, in das Reviſionsbuch einzutragen. 


101 


8 37. 
Sachverſtändige. 

J. Die auf Grund dieſer Polizeiverordnung auszuführenden Prüfungen erfolgen: 

1. in Anlagen des Staates und Reiches durch die von den vorgeſetzten Dienſt— 
hörden hierzu beſtimmten Sachverſtändigen; 

2. ſofern Berufsgenoſſenſchaften die Überwachung auf ihren Antrag übertragen 
wird, durch die hierfür anzuerkennenden Sachverſtändigen; 

3. im übrigen durch ſtaatlicherſeits hierzu ermächtigte Ingenieure der Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereine in den durch den Miniſter für Handel und Gewerbe feſt— 
geſetzten Vereinsgebieten im ſtaatlichen Auftrage. 

II. Die Anerkennung und Ermächtigung der nach Abſ. I Ziffer 2 und 3 mit der Vor⸗ 
nahme der vorgeſchriebenen Prüfungen beauftragten Sachverſtändigen erfolgt durch den 
Regierungspräſidenten auf Widerruf. Er nimmt ihnen gegenüber die Rechte der Aufſichts— 
behörde wahr. 


Titel VII. Schluß und Abergangsbeſtimmungen. 
§ 38. 
Beſchränkungen der Baupolizeiordnungen. 


Die dieſer Verordnung etwa entgegenſtehenden Beſtimmungen von Baupolizeiordnungen 
treten außer Kraft. 


§ 39. 
Übergangsbeſtimmungen. 

I. Bei Aufzügen, die bisher ſchon der Prüfung durch Sachverſtändige auf Grund 
beſtehender Polizeiverordnungen unterlagen und letzteren entſprechen, können, ſolange nicht 
eine weſentliche Anderung der Fahrſtuhlanlage oder der Bauten, in denen ſie aufgeſtellt 
iſt, eintritt, nur Anforderungen geſtellt werden, welche zur Beſeitigung erheblicher, das 
Leben und die Geſundheit der mit der Fahrſtuhlanlage in Berührung kommenden Perſonen 
erforderlich oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführbar erſcheinen. 

II. Bei Aufzügen, die bisher noch keiner Prüfung unterzogen ſind, müſſen die Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Verordnung, bis auf die in den §§ 3 und 4 enthaltenen, innerhalb 
Jahresfriſt nach Erlaß dieſer Polizeiverordnung durchgeführt werden. 


§ 40. 
Ausnahmen. 

J. Die höheren Verwaltungsbehörden oder die etwa von ihnen ermächtigten Polizei- 
behörden ſind befugt, Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung, ins⸗ 
beſondere auch den bei Erlaß dieſer Polizeiverordnung in der Ausführung begriffenen Auf⸗ 
zügen, zu gewähren. Genehmigungen dieſer Art ſind den Fahrſtuhlpapieren beizufügen. 
Dieſe Befugnis erſtreckt ſich nicht auf zwingende Vorſchriften von Baupolizeiverordnungen, 
ſoweit deren Aufhebung nicht durch dieſe Verordnung bereits erfolgt iſt. 

II. Bei Aufzügen für Bauten und ähnliche vorübergehend benutzte Anlagen iſt die 
Ortspolizeibehörde nach Anhörung des zuſtändigen Sachverſtändigen (§ 37) befugt, von 
einzelnen Beſtimmungen abzuſehen. 

§ 41. 
Strafbeſtimmungen. 
Übertretungen dieſer Polizeiverordnung werden, ſoweit nicht nach den Strafgeſetzen 


eine höhere Strafe eintritt, mit Geldbuße bis zum Betrage von 60.4 oder im Un- 
vermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. 


§ 42. 
Inkrafttreten der Polizeiverordnung. 
Die Polizeiverordnung tritt am mw Dm. in Kraft. 


Gleichzeitig wird die frühere, den gleichen Gegenſtand betreffende Verordnung 
Wide „ „ ee aufgehoben. 


Aulage 1. 


1,50 Mart 
Stempel 
aufe 
aufleben 
und zu 


taſſteren | Befähigungsundweis. 


Am heutigen Tage iſt der 5 


Geboren amn zu 
gemäß § der Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Muf- 
augen eee e R von dem unterzeichneten 


Sachverſtändigen einer Prüfung unterzogen worden, durch welche der Nachweis geliefert 


wurde, daß der : befähigt iſt, den Aufzug 
p e en © zu 
mit der Fabriknummer zu führen. 

Es wird dem „nachdem er die im § 


der angegebenen Verordnung vorgeſchriebene ſchriftliche Erklärung abgegeben hat, hierdurch 


die Erlaubnis erteilt, dieſen Fahrſtuhl zu führen. 


der 19 


Der Sachverſtändige. 
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Aulage 2. 


Veſchreibung einer Außnganlage. 


Der mitunterzeichnete Unternehmer (ame, Wohnort 


beabſichtigt die Inbetriebſetzung eines Aufzugs auf dem Grundſtück (age, Straße) 


FFFCFCCCCCF A E NE EE. D nn. ne 
Seine Tragfähigkeit beträgt 

kg ober Perſonen leinſchl. des Führers). 
Das Gewicht des Fahrkorbes beträgt kg, das des Gegengewichts kg. 


kleiner 


Der Schachtquerſchnitt des Aufzugs ift grßer 


als 0,7 qm. 
Der Antrieb des Aufzugs erfolgt 


Den Beſtimmungen der Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Aufzügen, wird wie folgt entſprochen: 
p 


Der Aufzug wird 


angelegt. 

7 Am 
in ganzer — bis auf — m Höhe vom Fußboden umgeben. 

Der Fahrſchacht iſt am oberen Ende mit 

abgedeckt. 

Der acht iſt durch ee C E zugänglich, 
BUET ONA ee a 3 hergeſtellt find. 

Lichtöffnungen ſind vorhanden; ihre Größe beträgt in jedem Geſchoß 


qm. 


Aufſtellung (8 


Ausführung 
Fahrſchach, 
(SS 4, 6). 


Abdeckung d 
Fahrſchachts 


Fahrſchachtie 
($ 7). 


Lichtöffnungen 
Fahrſchacht (8 


Fang: oder ERS : . 5 A 
a Der Aufzug ift nit einer 
richtung (§ 10). 

verſehen. 


Fahrkorb kann durch die Antriebvorrichtung eine höchſte Geſchwindigkeit von 


Geſchwindigkeit Dor 
1 Fahrkobbes Der 
(S 11). 
m in der Sekunde erreichen, deren Überſchreitung durch 
verhütet wird. 


Beschaffenheit Beſchaffenheit des Fahrkorbes entſpricht dem 8 


des Fahrkorbes 
(88 18, 28). i l 
Der rechneriſche Nachweis der Beanspruchung der Tragorgane für den Fahrkorb und 


Beanſpruchung 
der Tragorgane 


(S8 9, 18, 22). P 
Gegengewichte ergibt folgendes: 


des Fahrkorbes und iſt ſo eingerichtet, daß 


a, Die Steuerung liegt 
23—25). 
der Fahrkorb in feinen Endſtellungen durch 


zur Ruhe gebracht wird. 


Die Türverſchlüſſe entſprechen dem § 


Beſondere Siche⸗ : . 9. f 
rungen (Signal⸗ Der ien e : TT 
zeiger — Aufſfatz⸗ 
vorrichtung, 
ere 5 
hemmende W 
Schneckengetriebe, 
Schutz gegen 
Hängeſeil uiw. 
(88 11 17. 
19, 27). 7 
verſehen. 


Der Aufzug iſt an jeder Ladeöffnung mit einem Schilde verſehen, das in deutlich 


Bezeichnungen des 
Fahrſtuhls 
(§§ 20, 29). P 

lesbarer Schrift folgende Bezeichnung trägt: 


Bi 8 = - EEE 
Be ihn Die Bedienung des Fahrſtuhls wird 
des Fahrſtuhls 

§ 32). en 2 
Smo Führer unter Aufſicht 


erfolgen. 


den 


„den 


Der Unternehmer des Aufzugs. Der Verfertiger des Aufzugs. 
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Anlage 3. 


Gebührenordnung 


zu der 
Polizeiverordnung, betreffend Einrichtung und Betrieb von Aufzügen. 


Gebührenſatz für 


ni y 19 5 N m fi e en zum kleinen 
Nr. Angabe des Prüfungsgeſchäfts — Aufzug Bemerkungen 
3 e Perſonen-⸗ Laſten⸗ (II) oder 3 


zug“ 5 Bremsaufzu 
aufzug!) aufzug 6 21% 9 


M M M 
I. Für die Abnahme (§ 35), einſchließlich Reviſion der | ) Zu den Per 
Zeichnungen, Beſchreibung, Berechnung (§ 33 II) ar ugo 
und Abgabe der Beſcheinigung: 9211 1 
I 30 DD 10 1 
2. für jeden folgenden an demſelben Tage unter⸗ begleitung ge⸗ 
ſuchten Aufzug desſelben Betriebs oder der rechnet. 
in demſelben Gemeinde (Gutsbezirke gelegenen | 
Betriebe desſelben Beſitzers . 3 10 D 


II. Für die wiederkehrenden Unterſuchungen ($ 36): 
für den erſten Aufzug ; 20 15 — 

2. für jeden folgenden an demſelben Tage unter⸗ 
ſuchten Aufzug desſelben Betriebs oder der 

in demſelben Gemeinde Guts ) bezirke gelegenen 

Betriebe desſelben Beſitzerr s 


III. Für die Führerprüfung ($ 32): 
1. für den erſten Führer 


2. für jeden folgenden an demſelben Tage in 
demſelben Betriebe geprüften Führer . 


IV. Ermäßigte Gebühren nach 12, II 2, III 2, find nur dann zu berechnen, wenn die betreffenden 
Prüfungen an den feſtgeſetzten Tagen zu Ende geführt worden ſind. 


V. Für die begonnene Unterſuchung eines Aufzugs, die durch Verſchulden des Aufzugbeſitzers, 
ſeines Stellvertreters oder des Verfertigers des Aufzugs an den feſtgeſetzten Tagen nicht zu 
Ende geführt werden kann, ſowie für jede Wiederholung ſolcher Prüfungen ſind die Sätze 
unter den Ziffern I zu berechnen. 

Falls die Unterſuchung mehrerer Aufzüge eines Beſitzers an einem Tage vereinbart iſt, ſo 
wird für etwa vereitelte (nicht begonnene) Unterſuchungen eine Gebühr nicht erhoben, wenn die 
Unterſuchung eines der Aufzüge in Angriff genommen iſt. 

Kann an einem vereinbarten Tage überhaupt keine Unterſuchung durch Verſchulden des 
Beſitzers, ſeines Stellvertreters oder des Verfertigers des Aufzugs begonnen werden, ſo iſt, je 
nachdem es ſich um eine Unterſuchung nach I, II oder III handelt, eine Gebühr nach 11, III 
oder III I zu erheben. 


VI. Für außerordentliche Prüfungen, die etwa von der Polizeibehörde angeordnet werden, ſind die 
Gebühren wie für regelmäßige Unterſuchungen zu berechnen. 


VII. Reiſekoſten werden neben den Gebühren nicht erhoben. 
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Anlage 4. 


1,50 Mart 
Stempel 
aufs 
aufleben 
und zu 
kaſſieren. 


Beſcheinigung 
über die 


techniſche Unterſuchung der maſchinellen Anlage eines Aufzugs (Fahrſtuhls 
(Abnahme⸗Prüfung). 


f.! E ETTR 
zer für eine Tragfähigkeit von 


beſtimmte Aufzug des 

„ ER = welcher im Jahre von der Firma 
lie Rn erbaut wurde und mit 

der laufenden Fabriknummer verſehen iſt, wurde heute gemäß § der 

Polizeiverordnung vom f über die Einrichtung und den Betrieb 


von Aufzügen (Fahrſtühlen) einer techniſchen Unterſuchung (Abnahme-Prüfung) hinſichtlich 
ſeiner maſchinellen Anlage unterzogen. 

Dieſe Prüfung wurde ausgeführt auf Grund der von dem unterzeichneten Sach— 
verſtändigen geprüften und beſcheinigten Zeich⸗ 
nungen, Beſchreibungen und Berechnungen. 

Hierbei wurde feſtgeſtellt, daß die Ausführung mit dieſen Unterlagen in allen 
Punkten übereinſtinunt und der Aufzug hinſichtlich der maſchinellen Einrichtung der Polizei- 
verordnung vom „ 2 entſpricht. 

Der Inbetriebnahme ſtehen, ſofern auch die bautechniſche Abnahme ſtattgefunden hat, 


Bedenken nicht entgegen. 


„den ve 1 


Der Sachverſtändige. 
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Aulage 5. 


Beſcheinigung 
über 


regelmäßige (ordentliche) — außerordentliche — Unterſuchung. 


Der vorhandene Aufzug wurde mit den Zeichnungen, Beſchreibungen und Berech— 


nungen, welche durch einen polizeilich beſtellten Sachverſtändigen geprüft und dieſem 
Reviſionsbuch beigefügt waren, verglichen, wobei ſich nichts folgendes zu erinnern fand 


Die noch beſonders vorgenommene Prüfung der zur Sicherheit des Betriebs 
dienenden Vorkehrungen, wie Fangvorrichtung, Geſchwindigkeitsregulator, Türſicherungen 


haben zu Ausſtellungen Veranlaſſung gegeben. 


Die Unterhaltung der Anlage war 


e lufzugg s war im 
Beſitze des vorgeſchriebenen Befähigungsnachweiſes und zeigte ſich mit der Wartung der 
Anlage, insbeſondere mit der Handhabung und Einrichtung der Sicherheitsvorrichtungen 

vertraut. 


„den 1 
Der Sachverſtändige. 
Die Beſeitigung der vorſtehend angegebenen Mängel konnte heute feſtgeſtellt werden. 
„den 1 


Der Sachverſtändige. 


Anlage C. 


108 


Ansführungsanweiſung 


zur 


Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 


Aufzügen (Fahrſtühlen). 


3 


Als feſte Führungen gelten u. a. auch geſpannte Drähte. 

Schrägaufzüge, die nicht zwiſchen feſten Führungen, ſondern auf Führungen laufen, 
fallen nicht unter die Beſtimmungen der Verordnung. Die für fie etwa nötigen Mord- 
nungen ſind im Wege der polizeilichen Verfügung durchzuführen. Paternoſterwerke für 
Perſonenbeförderung können wegen der Notwendigkeit ihrer zu Laſten der Unternehmer 
auszuführenden Abnahme und regelmäßigen Unterſuchung von dem Geltungsbereich der 
Polizeiverordnung nicht ausgenommen werden. Bei ihrer Zulaſſung ſind Ausnahmen auf 
Grund des § 40 zu geſtatten, wobei in der Regel folgende Bedingungen zu ſtellen ſind: 


il. 


Die Fahrkörbe der Paternoſterwerke für Perſonenbeförderung dürfen höchſtens 
zur Aufnahme von je zwei Perſonen eingerichtet werden; ſie dürfen nur an 
der Zugangsſeite offen ſein; ſie ſind an den übrigen drei Seiten mit dichten 
Wandungen zu umgeben. Die Decke der Fahrkörbe iſt entweder nach der Zu⸗ 
gangsſeite hin ſoweit als möglich auszuſchneiden, um das Betreten der Decke 
an Stelle der Plattform (des Fußbodens) zu verhindern, oder es find Schutz 
wände für die Räume zwiſchen zwei aufeinander folgenden Zellen anzubringen. 
In letzterem Falle muß die Decke ſo eingerichtet werden, daß das Schmieren 
der Führungen vom Fahrkorb aus möglich iſt. 


. Die lichte Höhe eines Korbes darf nicht unter 2,0 m, die Grundfläche für jede 


zuzulaſſende Perſon nicht unter 0,75 X 0,75 m betragen. Die Breite der Zu— 
gänge muß der der Fahrkörbe entſprechen. 


„Die Geſchwindigkeit der Fahrkörbe darf 0,25 m in der Sekunde nicht überſchreiten. 


Am Triebwerke muß eine Vorrichtung vorhanden ſein, die eine Steigerung der 
Geſchwindigkeit über dieſes Maß verhindert. 


. Im vorderen Teile des Fußbodens jedes Fahrkorbes und im Fußboden der 


einzelnen Zugangsöffnungen an der Auffahrtsſeite ſind in ganzer Breite des 
Fahrkorbes Schutzklappen (nach oben bewegliche Klappen) von etwa 20 em Tiefe 
anzubringen, deren Abſtand voneinander höchſtens 4 em betragen darf. Zwiſchen 
der Vorderkante des Fahrkorbes und der Schachtwand darf ein Abſtand von 
höchſtens 25 em eingehalten werden. Die Schachtwände müſſen an den Zu⸗ 
gangsſeiten glatt und ohne vorſpringende Teile ausgeführt werden. Drahtwände 
von nicht mehr als 2 em Maſchenweite gelten als glatte Wände. 


Im höchſten und tiefſten Punkte, wo der Wechſel der Bewegungsrichtung ſtatt⸗ 


findet, iſt der Schachtraum an der offenen Seite der Fahrkörbe durch Schutz⸗ 
wände nach Möglichkeit abzuſchließen. Dieſe find derart mit einer Sicherheits- 
vorrichtung zu verbinden, daß das Paternoſterwerk bei einem Drucke gegen die 
Schutzwände ſelbſttätig ſtillgeſetzt wird. 


In jedem Geſchoß muß ſich eine Einrichtung zum Anhalten des Fahrſtuhls be⸗ 


finden (Druckknopf, Ausrücker), auf deren Anwendung durch ein Schild hin⸗ 
zuweiſen iſt. Die Einrichtung zur Wiederinbetriebſetzung darf den Benutzern 
des Fahrſtuhls nicht zugänglich ſein. 


„Die Ketten müſſen in Führungen laufen, die verhindern, daß zerriſſene Ketten⸗ 


teile auf die Fahrkörbe fallen. Die Abmeſſungen der Ketten müſſen den Be 
ſtimmungen des § 13 Abſ. TE mit der Maßgabe entiprechen, daß beim Reißen 
1 Kette die andere nicht höher als mit ¼ ihrer Tragfähigkeit beanſprucht 
wird. 


2 


8. Der Fahrſchacht muß jo tief herabgeführt werden, daß zwiſchen dem Schacht— 
boden und den Führungsteilen eines in tiefſter Stellung befindlichen Fahrkorbes 
ein Zwiſchenraum von mindeſtens 50 cm verbleibt. 

9. An den Zugangsöffnungen jedes Geſchoſſes und in jedem Fahrkorbe ſind beider 
ſeits lange Handgriffe anzubringen. Der Fußboden der Fahrkörbe und der 
Zugangsöffnungen darf nicht glatt ſein. 

10. Der offenen Seite der Fahrkörbe gegenüber ſind an geeigneten Stellen deutlich 
ſichtbare Geſchoßbezeichnungen anzubringen. 

11. Die Fahrkörbe, die Zugangsöffnungen zum Fahrſchacht und die Umſatzſtellen der 
Fahrkörbe find durch Tageslicht oder künſtlich während des Betriebs des Fahr⸗ 
ſtuhls hell zu beleuchten. Solange der Fahrſtuhl außer Betrieb iſt, ſind die 
einzelnen Zugangsöffnungen abzuſperren. 

12. An den Zugangsöffnungen und in jedem Fahrkorbe ſind deutlich lesbare Auf— 
ſchriften anzubringen, welche enthalten müſſen: 

a) die Höchſtzahl der Perſonen, die einen Fahrkorb gleichzeitig benutzen dürfen; 
b) einen Hinweis, daß die Fahrt über den höchſten und tiefſten Punkt der 
Fahrſtuhlbewegung mit Gefahren nicht verbunden ift; 
c) die Art der Einrichtungen zum Anhalten des Fahrſtuhls; 
d) eine Warnung vor der Benutzung durch gebrechliche Perſonen und Kinder. 
Andere Schilder und Aufſchriften, insbeſondere zur Reklame, ſind daneben 
nicht ſtatthaft. 

13. Der Aufzug iſt der Aufſicht eines verantwortlichen, geprüften Aufzugswärters zu 
unterſtellen, der während des Betriebs des Aufzugs ſtets anweſend oder leicht 
erreichbar ſein muß. 


Zu 83. 

„Soweit der Betrieb der Anlage es zuläßt“, ſollen Aufzüge wegen der Gefahr der 
Übertragung von Bränden durch die Fahrſchächte nicht innerhalb der Gebäude, mit Mns- 
nahme der Aufſtellung in feuerfeſten Treppenhäuſern, angeordnet werden. Dabei ſind die 
Ausdehnung der Anlage, die Art der baulichen Ausführung des Gebäudes, des Betriebs 
und der Zweck des Aufzugs zu berückſichtigen. Bei räumlich ſehr ausgedehnten Anlagen 
würde namentlich dann, wenn der Aufzug nur für einzelne von der Außenſeite des Ge— 
bäudes entfernte Betriebsabteilungen benutzt wird, die ſtrenge Durchführung des angegebenen 
Geſichtspunktes unnötige Schwierigkeiten bereiten. Ebenſo hat die Aufſtellung an der 
Außenſeite der Gebäude keine Bedeutung, wenn die Bauart des Gebäudes au und für ſich 
nicht feuerſicher ift, oder wenn die Zwiſchengeſchoſſe galerieartig um eine offene Halle an- 
geordnet ſind, oder wenn der Betrieb ſo beſchaffen iſt, daß die Entſtehung eines Brandes 
nicht wahrſcheinlich iſt. Endlich wird der Zweck des Aufzugs, z. B. Transport empfind⸗ 
licher, durch Feuchtigkeit leicht zu beſchädigender Güter, Verbindung beſtimmter, innerhalb 
des Gebäudes liegender Räume, die Beförderung von Perſonen in Privatgebäuden u. dgl., 
in vielen Fällen dazu nötigen, den Aufzug im Gebäude ſelbſt aufzuſtellen. Dieſen Bedürf- 
niſſen ſoll durch die gewählte Faſſung „ſoweit der Betrieb der Anlage es zuläßt“ Rechnung 
getragen werden. 

Die Aufſtellung in feuerfeſten Treppenhäuſern bedingt nicht, daß der Aufzug frei in 
der Mitte ſtehend angeordnet wird. Das Treppenhaus kann auch durch einen feuerſicher 
ausgeführten Fahrſchacht erweitert werden. In ſolchen Fällen empfiehlt es ſich, die nach 
dem Treppenhauſe zu liegende Schachtwand in Glas oder Drahtgewebe auszuführen, damit 
25 8005 f möglichſt viel Tageslicht erhält und die Stellung des Fahrkorbes von außen 
erkennbar iſt. 


. 

Als „feuerfeſte“ Wände gelten zurzeit neben maſſiven Wänden: aus Beton oder Kalf- 
mörtel ohne Eiſeneinlage hergeſtellte fugenloſe Wände, Monierwände, Streckmetallwände 
und dergleichen. Wände, deren Eiſenteile nicht glutſicher umhüllt find, find nicht als fener- 
feſt anzuſehen. 

Als „feuerſichere Wände“ gelten zurzeit außer den vorangegebenen feuerfeſten Kon- 
ſtruktionen: beiderſeits verputzte Brett- oder ausgemauerte Fachwerkwände, Rabitzwände, 
Drahtziegelwände, Wände aus Aſbeſtſchiefer, aus Gips oder Kunſtſteinplatten, oder Gips⸗ 
oder Kunſtſteindielen u. dgl. Bei Anwendung von Rabitz-, Gips- oder Kunſtſteinwänden ift 
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darauf zu achten, daß die Türrahmen durch dauerhafte Verbände fo gefichert werden, daß 
ſie ſich im Betriebe nicht lockern und damit die Zuverläſſigkeit der Verriegelungen und 
Kontakte in Frage geſtellt wird. 

Die Vorſchrift, daß die Fahrbahn „in ihrer ganzen Ausdehnung“ von Wänden um⸗ 
ſchloſſen ſein muß, bedingt, daß die letzte Förderſtelle noch von Schachtwänden umſchloſſen 
werden muß, ſofern nicht die Mündung des feuerfeſten oder feuerſicheren Schachtes im 
Freien liegt (3. B. Bierkelleraufzüge, Gepäckaufzüge auf Bahnhöfen, Gichtaufzüge). 

Als „Gichtaufzüge“ ſind nicht nur ſolche in Hochofenanlagen, ſondern allgemein ſolche 
für Ofenanlagen zu verſtehen, deren Beſchickung von einer oberen Gicht aus erfolgt (z. B. 
Kalk⸗ und Zementbrennöfen, Kupolöfen u. dgl.). 

Bei den kleinen Aufzügen, die nicht betretbar fein dürfen ($ 4 III), muß dieſe Forde- 
rung durch die Bauart des Fahrkorbes oder die Höhe der Ladeſtelle über dem Fußboden 
ſicher erfüllt werden. 

Zu § 5. 

Als feuerſichere Abdeckungen gelten zurzeit außer feuerfeſten Konſtruktionen (maſſive 
Decken oder ſolche aus unverbrennlichen Stoffen, wozu auch Köhne'ſche Voutenplatten, 
Kleine'ſche Decken und ähnliche zu rechnen ſind), ausgeſtakte, mit unverbrennlichen Bau⸗ 
ſtoffen ausgefüllte und unterhalb durchweg mit Kalk- oder Zementmörtel verputzte oder mit 
einer in gleichem Maße feuerſicheren Bekleidung verſehene Holzbalkendecken ſowie ſolche 
A welche zwar aus unverbrennlichen Stoffen beſtehen, aber nicht umhüllte Eiſenteile 
aufweiſen. 

Die Vorſchrift, daß die Unterkante des Tragrollengerüſtes für den Fahrkorb oder die 
unter dieſem etwa angeordnete Schutzdecke ſo hoch über der Fahrkorbdecke angeordnet werden 
müſſe, daß zwiſchen beiden in der höchſten Stellung des Fahrkorbes, d. h. an der oberſten 
Förderſtelle, noch eine Entfernung von mindeſtens U m verbleibt (Überfahrhöhe), hat den 
Zweck, beim Schmieren der Führungsſchienen des Fahrſtuhls von der Fahrkorbdecke aus 
die Gefährdung der damit betrauten Perſonen möglichſt auszuſchließen. Es hat ſich heraus⸗ 
geſtellt, daß das bisher beſtehende Verbot der Ausführung dieſer Arbeiten von der Decke 
aus von den Führern nicht beachtet wurde, weil die Arbeiten vom Innern des Fahrkorbes 
aus tatſächlich nur unvollkommen ausgeführt werden konnten. 


N Zu 8 6. 

Bei der Forderung, daß der Fahrſchacht derart umwehrt ſein muß, „daß Menſchen 
nicht zu Schaden kommen können“, wird zu berückſichtigen ſein, daß die Schranken uſw. ſo 
hoch ſind, daß ſich Perſonen nicht in die vom Fahrkorbe beſtrichene Bahn hineinbeugen 
können, und daß der Fahrkorb nicht Perſonen beſchädigt, die beim Tragen langer Stangen, 
Bretter oder dergl. unachtſamerweiſe mit dieſen in die Fahrbahn gelangen. 


Ju I. 

Als „feuerſichere“ Türen gelten zurzeit hölzerne (aus Hart- oder Kiefernholz) beider⸗ 
ſeits mit mindeſtens 1 mm ſtarkem Eiſenblech beſchlagene Türen (wobei es der Verkleidung 
der Kopfflächen nicht bedarf), ferner Füllungs⸗ und Rillentüren (gepreßte doppelſchalige 
Eiſenblechtüren mit Aſbeſt⸗ oder Korkſteinfüllung) u. dgl., während einfache oder verſteifte 
Eiſentüren den Anforderungen an einen feuerſicheren Abſchluß nicht entſprechen. Die feuer- 
ſicheren Türen müſſen in einem feuerſicheren Falz dicht ſchließen. 

Schranken und Türen dürfen, namentlich bei freiſtehenden Aufzügen, nicht ſo beſchaffen 
oder eingehängt ſein, daß ſie von überragenden Teilen der Ladung ausgehoben werden 
können. 


Zu § 8. 
Drahtglas, das „dicht“ ſchließend eingeſetzt werden ſoll, darf nicht mit Kitt allein 
gedichtet werden. Sofern es nicht feſt eingemauert wird, ſind Metallfalze zu verwenden. 


Zu §9. 
Dias Abfangen abſtürzender Gegengewichte wird nach vorliegenden Erfahrungen in 
ſolchen Fällen, in welchen der Fahrſtuhl nicht vom Keller, ſondern von Zwiſchengeſchoſſen 
ausgeht, durch Zwiſchendecken nicht immer mit Sicherheit erreicht. Es iſt daher bei der⸗ 
artigen Fahrſtühlen dafür zu ſorgen, daß das Gewicht nicht durch die Deckenkonſtruktion, 
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ſondern durch maſſiv aufgeführtes Mauerwerk abgefangen wird. Ebenſo iſt am unteren 
Ende der Gegengewichtsführung ſtets ein kräftiges Schutzgeländer um die Bahn des Gewichts 
anzubringen, da die Gewichte beim Abſturz häufig ihre Führung derart verbiegen, daß ſie 
die Führungen beim Aufſchlagen verlaſſen. 

Die Ümwehrung an Steuerſeilen oder -geftängen, die außerhalb des Fahrſchachts 
liegen, iſt bei der geringen Bewegung dieſer Teile in der Regel nicht zu fordern, dagegen 
müſſen fie feuerſicher durch die Decken geführt werden, d. h. fie find unterhalb der Decke 
mit einem Eiſenrohr von etwa 0, bis 1 m Länge zu umſchließen. 


Zu 8 10. 

Die Vorausſetzung des Abſ. I Ziffer 2 wird nur dann als vorliegend zu erachten 
ſein, wenn die zu befördernden Güter in beſonderen Transportwagen, wie es z. B. in 
Mälzereien, Ziegeleien uſw. üblich iſt, auf den Fahrkorb gebracht werden, und wenn dieſe 
Wagen den Fahrkorb namentlich in ſeinen Breitenabmeſſungen derart ausfüllen, daß 
Perſonen behindert werden, gleichzeitig die Plattform zu betreten, oder wenn die Ab— 
meſſungen des Fahrkorbes, wie z. B. bei den kleinen Aufzügen, derart beſchränkt werden, 
daß dadurch das Betreten verhindert wird, oder wenn endlich die Ladeſtelle weſentlich 
höher als der Fußboden liegt. 

Die Anbringung von Aufſtützvorrichtungen nach Ziffer 3 des erſten Abſatzes ſchließt 
die gleichzeitige Verwendung von Fangvorrichtungen aus, da letztere bei der Entlaſtung 
des Förderkorbes durch die Stützen regelmäßig in Tätigkeit treten würden. Die Forderung, 
daß die Stützen vor dem Betreten des Fahrkorbes in Tätigkeit treten müſſen, bedingt nicht 
die Anbringung „ielbittätig“ bewegter Aufſtützvorrichtungen. Es genügt z. B, wenn die 
Aufſtützvorrichtung jo angeordnet wird, daß die Zugangstür zum Fahrſchachte durch die 
Hebel der Aufſtützvorrichtung geſperrt wird. Stützvorrichtungen in Zwiſchengeſchoſſen anzu— 
ordnen, iſt bedenklich, weil die Vorrichtungen infolge Verſchleißes leicht in die Fahrbahn 
ragen und zum Feſtklemmen des Stuhles bei der Aufwärtsbewegung oder zum Aufſetzen 
des Korbes bei der Abwärtsbewegung führen. Löſt fih daun der Fahrkorb, To reißt 
gewöhnlich das ſchlaff gewordene Seil. 

Als „Ablaßvorrichtungen“ gelten nur ſolche einfach gebauten, doppelſchaligen Fahr— 
ſtühle, bei welchen die beladene Schale unter dem Einfluß der Laſt nach unten geht, 
während die leere als Gegengewicht nach oben gezogen wird. 

Liegen weſentliche Teile der Fangvorrichtungen unterhalb des Fußbodens des Fahr- 
korbes, ſo muß dafür geſorgt werden, daß deren Zugänglichkeit zwecks Reviſion und Nach 
ſtellung geſichert iſt. 


Zu S 11. 

Die im erſten Satze dieſes Paragraphen enthaltene Forderung bedingt nicht aus⸗ 
nahmslos die Anwendung ſogenannter Regulatorvorrichtungen. Letztere ſind vielmehr bei 
Laſtenaufzügen entbehrlich, wenn der Autrieb des Aufzugs die Überſchreitung der vor- 
geſchriebenen Höchſtgeſchwindigkeit verhindert, und bei Perſonenaufzügen dann nicht zu 
fordern, wenn der Zweck des Regulators durch andere Mittel erreicht wird (vergl. Erläute— 
rungen zu § 13 Abſ. ). 


Zu S 12. 
Sofern die Beleuchtungseinrichtung des Fahrkorbes von Perſonenaufzügen erſt mit 
dem Offnen der Fahrſchachttür betätigt wird, muß das Abhängigkeitsverhältnis ſo beſchaffen 
ſein, daß ſchon der geringſte Türſpalt genügt, um die Beleuchtung in Gang zu ſetzen. 


SS e 

Die Vorſchrift des erſten Abſatzes bedingt bei hängenden Fahrkörben die Anwendung 
von Fangvorrichtungen, die auf die Dehnung der Seile Rückſicht nimmt, derart, daß alle 
Seile zum gleichmäßigen Tragen eingeſtellt werden müſſen und daß 3. B. bei zweiſeiligen 
Fahrſtühlen durch den Bruch eines Seiles die Fangkeile durch das andere Seil unabhängig 
von Gewichten oder Federn unmittelbar gegen die Führungen gepreßt werden. Bei den 
nach dieſem Grundſatze gebauten Fangvorrichtungen hat jedoch der gleichzeitige Bruch der 
Seile oder der Bruch von Triebwerksteilen (z. B. der Kuppelung, der Ableit⸗ oder Trag- 
rollen, Abſcheren der Trommelkeile) nicht ohne weiteres den Eingriff der Fangvorrichtung 
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ur Folge, es bedarf vielmehr einer Hilfsvorrichtung, als welche meiſt ein Regulator benutzt 
3 [> ge, j 
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wird, der bei Überſchreitung der zuläſſigen Höchſtgeſchwindigkeit durch Klemmung eines 
Steuerſeils die Auslöſung der Fangkeile bewirkt. Die Anwendung des Regulators wird 
indeſſen nicht vorzuſchreiben ſein, wenn in anderer Weiſe erreicht wird, daß beim Bruche der 
vorerwähnten Teile der Eingriff der Fangkeile erfolgt. 

Bei der Prüfung der Fangvorrichtung iſt zu beachten, daß beim Bruche oder gefahr⸗ 
drohender Dehnung eines Seiles das andere bei dem Verſuch, den Fahrkorb mit einem 
Seile hochzuziehen, der Gefahr gewaltſamer Zerreißung ausgeſetzt iſt, weil außer der Laſt 
die ſtarke Preſſung der Fangkeile zu überwinden iſt, die beim Anziehen, obwohl die Keile 
nur für die Abwärtsbewegung eingreifend hergeſtellt werden, zunächſt noch wächſt. Fang⸗ 
vorrichtungen, die es zulaſſen, den Fahrkorb nach dem Fangen ohne Überanſtrengung des 
Seiles hochzuziehen, find daher beſonders empfehlenswert, auch mit Rückſicht darauf, daß 
die Paſſagiere andernfalls nur mit befonderen Schwierigkeiten aus dem Fahrkorbe heraus 
geholt werden können. 

Bei der Berechnung der Biegungsſpannung von Drahtſeilen ijt der Elaſtizitätsmodul 
zu 20000 ke/gmm anzunehmen. Flußſtahlſeile über 50 Kg /amm ſowie Tiegelſtahlſeile 
über 120 kg/qmm Bruchfeſtigkeit dürfen ohne Nachweis der Feſtigkeit nicht zugelaſſen 
werden. Tiegelſtahl über 180 kg/qmm Bruchfeſtigkeit darf nicht verwendet werden, Dieſe 
Beſtimmungen gelten auch für Seile an Laſtenfahrſtühlen. 

Zu 8 15. 
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Bei der Prüfung der Druckknopfſteuerungen ift insbeſondere darauf zu achten, daß 
die Kontaktwirkung nicht ſchon bei loſem Anlehnen der Tür erfolgt und daß die Anwendung 
unlauterer Hilfsmittel zur Herſtellung des Kontakts bei offenen Türen, wie Federn, Hilfs- 
brücken u. dergl., erſchwert wird. Als „zuverläſſige“ Türverriegelungen gelten daher bei 
elektriſchen Kontakten nur ſolche, bei welchen der Kontakt erſt bei voller Verſchlußſtellung 
des Riegels oder der Falle wirkſann wird. Die Steuerung des Fahrkorbes darf unter 
keinen Umſtänden früher möglich ſein, als bis alle Schachttüren feſt geſchloſſen und ihre 
Verſchlußriegel ſicher zum Eingriff gebracht ſind. 


Zus 17. 
Zur Verhinderung des Sinkens des Fahrkorbes nach dem Ausrücken der Steuerung 
iſt in der Regel eine Bremſe erforderlich, es ſei denn, daß der Forderung durch andere 
geeignete Mittel, z. B. ſelbſthemmende Schneckengetriebe, entſprochen wird. 


Zu S 18. 

Sofern die Fangvorrichtung es nicht geſtattet (vgl. Erläuterungen zu § 13), den 
Fahrtorb nach dem Fangen ohne gefahrdrohende Beanſpruchung der verbleibenden Tragſeile 
hochzuziehen, muß der Fahrkorb mit Einrichtungen verſehen werden, die es ermöglichen, die 
Paſſagiere aus ihrer Lage zu befreien. Dabei iſt bei elektriſch angetriebenen Fahrſtühlen 
zu beachten, daß auch das Durchbrennen von Sicherungen, ohne daß die Fangvorrichtung 
in Tätigkeit zu treten braucht, zum unfreiwilligen Anhalten des Fahrkorbes führt. Das 
Aufſichtsperſonal des Fahrſtuhls iſt daher beſonders darauf hinzuweiſen, daß die Steuerung 
vor Benutzung der Einrichtungen zur Befreiung eingeſchloſſener Perſonen unter allen Um 
ſtänden in Haltſtellung zu bringen iſt. 


A S ll, 

Als „kleine Getreidemühlen“ ſind in der Regel neben Windmühlen insbeſondere nur 
ſolche durch Waſſerkraft betriebene Mühlen anzuſehen, bei welchen die tägliche Verarbeitung 
an Getreide 5000 kg nicht überſteigt. Werden Bremsfahrſtühle in Getreidemühlen mit 
größerer Leiſtungsfähigkeit oder in anderen Betrieben benutzt, ſo müſſen darauf die Vor 
ſchriften für Laſten⸗ oder Perſonenfahrſtühle, je nach dem Zwecke des Fahrſtuhls, voll an- 
gewendet werden. Der mißbräuchlichen Benutzung von Laſtenbremsfahrſtühlen zur Perſonen 
beförderung iſt in ſolchen Fällen durch Verlegung des Steuerſeils in genügende Entfernung 
außerhalb des Fahrſchachts vorzubeugen. 

In kleinen Mühlen wird die Fahrbahn im Erdgeſchoß häufig durch ein Podeſt, das 
etwa bis Schulterhöhe reicht, begrenzt, ſo daß das Abtragen von Säcken dadurch erleichtert 
wird. In ſolchen Fällen kann überall von dem Endverſchluß ſowie von Schranken, die 
den Zugang zum Fahrſtuhl abſchließen, abgeſehen werden, oder der Schachtverſchluß iſt 
ſo 1 daß er bei einer Halteſtellung, die etwa Schulterhöhe entſpricht, geöffnet 
werden kann. 
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au S 25): 

Die Ausnahme in Abſ. HI Ziffer 1 ift von denſelben Vorausſetzungen abhängig, welche 
in den Erläuterungen zu § 10 Abſ. I Ziffer 2 erörtert find. 

Bei der Verwendung von Hubgittern find die Erläuterungen zu $ 6 zu berückſichtigen. 
Ferner ift der Sicherheit der Aufhängungen (Seile, Ketten) von Hubgittern beſondere Be- 
achtung zu ſchenken, da dieſe durch Stöße ſtark beanſprucht werden. Das Gewicht und die 
Bauart der Gitter ſollen endlich nicht derart ſein, daß dadurch Menſchen beim Bruche der 
Tragorgane verletzt werden können. 

Zu § 32. : 

Als „mechanische“ Steuerungsantriebe gelten alle Seil-, Geſtänge- und Kurbel- 
ſteuerungen im Gegenſatz zu den elektriſchen Knopfſteuerungen. 

Die Prüfung der Führer hat mit der größten Strenge zu erfolgen. Führer, die mit 
der Einrichtung der Türverſchlüſſe und der Fangvorrichtung, insbeſondere auch deren Ein— 
ſtellung und Löſung, nicht völlig vertraut ſind, dürfen unter keinen Umſtänden das Be— 
fähigungszeugnis erhalten. Führer, denen der Befähigungsnachweis entzogen iſt, dürfen 
nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die das Zeugnis aberkannt hat, erneut zur 
Prüfung zugelaſſen werden. In den Fällen der Abſätze II und III hat der verantwortliche 
Aufzugswärter die Erklärung in dem Reviſionsbuch abzugeben. 

Der nach dem dritten Abſatz des Paragraphen mit Genehmigung der Polizeibehörde 
zuläſſige Nachlaß der Führerbegleitung iſt für Hotels, Warenhäuſer, Fabriken und öffentliche 
Gebäude nicht zu gewähren, für Mietshäuſer nur erwachſenen Perſonen, die zum Haus— 
ſtande der Mieter gehören. 

Anträge der nach Abſ. II und III gedachten Art ſind vor ihrer Genehmigung dem 
zuſtändigen Sachverſtändigen zur gutachtlichen Außerung zu überſenden oder durch deſſen 
Vermittelung zu ſtellen. 

UNS 58 

Der Begriff „des Unternehmers“ der Fahrſtuhlanlage ift hier der gleiche wie in 
Artikel 105 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, d. h. es iſt derjenige als 
Unternehmer anzuſehen, für deſſen Rechnung und Gefahr der Aufzug betrieben wird. In 
den meiſten Fällen wird der Eigentümer gleichzeitig der Betriebsunternehmer ſein. Im 
übrigen ſind die Tatumſtände für die Entſcheidung der Frage, wer als Unternehmer zu 
gelten hat, maßgebend. 

Der rechneriſche Nachweis genügender Sicherheit des Aufzugs kann in der Regel auf 
die Berechnung der Tragſeile, Ketten u. dgl. für den Fahrkorb und die Gegengewichte, des 
Rollengerüſtes und der beim Bruch der Tragorgane durch die Fangvorrichtung auf Zer— 
knicken in Anſpruch genommenen Teile beſchränkt werden. Bei freiſtehenden Gerüſten iſt 
darüber hinaus die Beanſpruchung der weſentlichen Gerüſtteile nachzuweiſen. 

Soweit die zuläſſigen Beanſpruchungen der Materialien nicht auf Grund der Bau— 
polizeiverordnungen behördlich feſtgelegt find, darf Flußeiſen mit 8,75 kg amm beanſprucht 
werden. Bei großen Fördergeſchwindigkeiten, und zwar über 0,3 m/ Sek., ijt bei der Be- 
rechnung der Rollengerüſte auf die Erſchütterungen durch Maſſenbeſchleunigung und -ver- 
zögerung Rückſicht zu nehmen, indem für die Nutzlaſt ein Zuſchlag von 50 % einzuſetzen 
ijt. Ergibt die Rechnung ein Trägerprofil, deſſen Höhe kleiner als ½5 der Spannweite ift, 
ſo muß die elaſtiſche Durchbiegung berechnet werden, die nicht größer als 00 der Spann 
weite ſein darf. — Bei der Rechnung auf Knickfeſtigkeit muß mindeſtens 5 fache Sicherheit 
vorhanden ſein. Des Zuſchlags zur Nutzlaſt bedarf es dabei jedoch nicht. . 

Bei kleinen Aufzügen genügen in der Regel ſtatt beſonderer Zeichnungen Maßſtizzen 
in den Beſchreibungen. 

au 8 Be 

Die Koſten der Aufzugsprüfungen find in der Regel durch Vermittelung des Re— 
gierungspräſidenten von den Zahlungspflichtigen einzuziehen. Hiervon kann inſoweit ab- 
geſehen werden, als die Zahlungspflichtigen Mitglieder von Dampfkeſſelüberwachungs— 
vereinen find, denen gleichzeitig die Überwachung der Fahrſtuhlaulagen im ſtaatlichen Auftrag 
übertragen iſt. 

Die Gebühren ſind bei den Regierungshauptkaſſen als Aſſervate zu verrechnen. 

e 3: 

Soweit von den Unternehmern der Aufzüge Zeichnungen und Beſchreibung in zwei⸗ 
facher Ausfertigung vorzulegen ſind, haben die Sachverſtändigen die Duplikate mit der 
Urſchrift der Abnahmebeſcheinigung, den Duplikaten aller Beſcheinigungen über die regel— 
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mäßigen Unterſuchungen und dem Schriftwechſel über den Aufzug zu einem Aktenſtück zu 
vereinigen und ſorgfältig aufzubewahren. Außerdem haben die Sachverſtändigen eine Liſte 
der ihrer Überwachung unterſtehenden Fahrſtühle zu führen, aus der der Zeitpunkt der 
Abnahme und der ausgeführten ſonſtigen Unterſuchungen zu erſehen iſt. 

Von der Abnahme ſolcher Fahrſtühle, die in den der Gewerbeaufſicht unterſtehenden 
Betrieben angelegt ſind, iſt dem zuſtändigen Gewerbeinſpektor von den Sachverſtändigen 
Anzeige zu erſtatten. 

Bei Bauaufzügen, die nach jeder Neuaufſtellung der Abnahme unterliegen, bedarf es 
der wiederholten Vorlegung neuer Fahrſtuhlpapiere (§ 32) nicht, wenn die Aufſtellung in 
dem Bezirke desjenigen Sachverſtändigen erfolgt, der die erſte Abnahme bewirkt hat. Bei 
der Benutzung in anderen Bezirken genügt gleichfalls die Vorlegung der älteren Papiere. 
Die Sachverſtändigen ſind in ſolchen Fällen verpflichtet, die Akten gegenſeitig abzugeben, 
ſolange der Aufzug im Bezirke verbleibt. 

Die Ausfertigung der Abnahmebeſcheinigungen und Überſendung der Fahrſtuhlpapiere 
an die Ortspolizeibehörde zwecks Erteilung der Betriebserlaubnis hat durch die Sach— 
verſtändigen ſpäteſtens innerhalb einer Woche nach der Abnahme zu erfolgen. 

Durch die maſchinentechniſche Abnahme des Aufzugs wird die von der Baupolizei⸗ 
behörde vorzunehmende baupolizeiliche Prüfung der baulichen Teile der Anlage (Schacht, 
Abdeckung uſw.) nicht entbehrlich. 

Zu § 36. 

Außerordentliche Unterſuchungen ſind von den Sachverſtändigen bei der Ortspolizei 
behörde ſtets dann zu beantragen, wenn bei einer regelmäßigen Unterſuchung erhebliche 
Unregelmäßigkeiten im Betriebe des Aufzugs ermittelt worden ſind, oder wenn der Beſitzer 
die feſtgeſtellten Mängel in der vorzuſchreibenden Friſt nicht abſtellt. 


ls. 

Die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung find gegenüber den Beſtimmungen der 
§§ 120 a ff. der Gewerbeordnung als Grenze der in der Regel zu ſtellenden Anforderungen 
zu betrachten. Sollten ausnahmsweiſe Fälle vorliegen, in denen weitergehende Maßnahmen 
1 1 erſcheinen, fo find diefje nur mit Zuſtimmung des Regierungspräſidenten durch: 
zuführen. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Kleinkeſſel für Bäckereien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. ö \ 
5 Berlin W. 66, den 9. März 1908. 


Auf Grund des § 21 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung 
von Dampfkeſſeln vom 5. Auguſt 1890 genehmige ich, daß es bei den von Ihnen gebauten, 
in Backöfen einzubauenden walzenförmigen Dampfapparaten von 300 mm Weite und 800 mm 
Länge, bei denen das Produkt aus der Heizfläche in Quadratmetern und der Dampfſpannung 
in Atmoſphären Überdruck die Zahl 2 nicht überſteigt, zuläſſig iſt, von der Anbringung 

a) einer zweiten Speiſevorrichtung, 

h) eines Speiſerückſchlagventils, 

c) einer zweiten Waſſerſtandsvorrichtung, 

d) einer beſonderen Entleerungsvorrichtung 
abzuſehen, wenn die Keſſel fo betrieben werden, daß die Keſſelwandungen von den Heiz- 
gaſen nicht unmittelbar berührt werden, die Wärme vielmehr durch Mauerwerk übertragen 
wird, und wenn der Betrieb jeweilig durch längere Pauſen unterbrochen wird, in welchen 
die Keſſel durch die Waſſerleitung oder einen Hochbehälter aufgeſpeiſt werden können. 

Die Keſſel gelten hinſichtlich ihres Aufſtellungsortes als bewegliche Keſſel, ſo daß 
ihre Genehmigung, Druckprobe und Abnahme bereits am Orte ihrer Herſtellung erfolgen können. 

Von den regelmäßigen Prüfungen können die Keſſel nicht entbunden werden. Ihre 
Prüfungsfriſten regeln ſich nach denjenigen für feſtſtehende Keſſel. Die Gebühr für die 
regelmäßige Prüfung der Keſſel wird auf den feſten Jahresbetrag von 5 % ermäßigt. 


1 In Auftrage. 
N Neumann. 


An Herrn Ingenieur Bruno Reimann in Berlin N 34. 
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Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 18. März 1908. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 10. v. M. (SM Bl. S. 60). 

Die vom Dampfkeſſel⸗Uberwachungsverein in Altona vorgeſchlagene Gebührenordnung 
für die regelmäßige Prüfung der Dampffäſſer ſeiner Mitglieder ift gemäß § 4 des Geſetzes 
vom 8. Juli 1905 (Geſetzſamml. S. 317) heute von mir genehmigt worden. Darnach iſt 
der Verein befugt, eine Jahresgebühr von 8 / für das erſte, von 6 / für jedes fernere 
Dampffaß desſelben Betriebs oder Beſitzers zu erheben, und verpflichtet, dafür alle 4 Jahre 
eine innere Unterſuchung, alle 8 Jahre eine Waſſerdruckprobe und in den übrigen Jahren 
eine äußere Unterſuchung auszuführen. 

In Vertretung. 
III 2465. Dr. Richter. 


3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Anderung des Titels 4 der GewO. (Marktverkehr.) 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. März 1908. 


Bei Gelegenheit der für die nächſte Zeit in Ausſicht genommenen Anderung der erſten 
Titel der Gewerbeordnung wird auch zu prüfen ſein, ob und inwieweit nach den gemachten 
Erfahrungen das Bedürfnis hervorgetreten ift, den Beſtimmungen des Titels IV (Markt⸗ 
verkehr) eine andere Faſſung zu geben. 

1. Nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts (zu vergl. Entſch. vom 
23. April 1883 — Bd. 9 S. 307 —, vom 10. November 1887 — D 115) 24 ee 
vom 15. September 1881 — Bd. 8 S. 246 —, vom 17. September 1891 Bd. 21 
S. 343 — und des Kammergerichts (zu vergl. Entſch. vom 5. April 1900 — Johow Jahr- 
buch Bd. 20 S. C. 68 —) finden die Beſtimmungen des Titels IV der Gewerbeordnung nur 
auf behördlich genehmigte Märkte Anwendung, ſo daß es dem Eigentümer eines Grundſtücks 
nicht verwehrt ijt, einen marktähnlichen Verkehr von Verkäufern und Kaufluſtigen auf ſeinem 
Grundſtücke zu geſtatten, ſofern dafür die Sonderſtellung der Märkte nicht in Anſpruch 
genommen wird. Durch dieſe Rechtſprechung ſind die Beſtrebungen der Behörden, 
die Abhaltung von Jahrmärkten auf ein den Bedürfniſſen entſprechendes Maß zurück⸗ 
zuführen, weſentlich beeinträchtigt worden, ganz abgeſehen davon, daß die Möglichkeit 
der Kontrolle hinſichtlich der Befolgung der Vorſchriften über den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen und deſſen Beſteuerung außerordentlich erſchwert iſt. Dabei iſt zu be⸗ 
achten, daß für die Abhaltung von Märkten für Waren der im 8 59 Abſ. 1 Ziffer 1 
bezeichneten Art, da für das Feilbieten im Umherziehen ſolcher Waren weder ein Wander⸗ 
gewerbeſchein erforderlich, noch die Hauſierſteuer (Hauſierſteuergeſetz vom 3. Juli 1876 
§ 1 Ziffer 1, GS. S. 273) zu entrichten ijt, weder gewerbepolizeiliche Beſchränkungen noch 
gewerbeſteuerliche Vorſchriften beſtehen. Zur Beſeitigung dieſer Unzuträglichkeiten beabſich⸗ 
tige ich eine Ergänzung des § 65 Abſatz 1 dahin in Vorſchlag zu bringen, daß die Ab- 
151 nicht behördlich genehmigter Märkte (ſogenannter Privatmärkte) ver- 
boten iſt. 

2. Bei der jetzigen Faſſung des § 70 beſtehen erhebliche Zweifel darüber, ob die 
„beſtehenden Anordnungen“ nur für Spezialmärkte, die beim Inkrafttreten der Reichs⸗ 
gewerbeordnung bereits beſtanden haben, oder auch auf ſolche Spezialmärkte Anwendung 
finden, welche erſt nach dieſem Zeitpunkte feſtgeſetzt worden ſind. Die Entſcheidung dieſer 
Frage iſt von erheblicher Bedeutung für den Erlaß der Marktordnung, die nach den Be⸗ 
ſtimmungen der preußiſchen Gewerbeordnung S 84 von der Ortspolizeibehörde ohne Mit 
wirkung der Gemeindebehörde feſtgeſetzt wird. Gegen die Anwendung der Beſtimmungen 
der Reichsgewerbeordnung auf neue Spezialmärkte ſpricht allerdings der Wortlaut des § 64 
Abſatz 1 und des § 65 Abſatz 1, wo nur von Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärkten die Rede 
it. Auch ſonſt gibt die Faſſung des § 70 namentlich in den Landesteilen, wo „beſtehende 
Anordnungen“ fehlen, zu Zweifeln über die rechtlichen Beſtimmungen Anlaß, die auf 
Spezialmärkte zur Anwendung zu bringen ſind. Es erſcheint dringend erforderlich, durch 
eine Anderung der in Frage kommenden Beſtinunungen klarzuſtellen, welche geſetzliche Be— 
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ſtimmungen auf Spezialmärkte Anwendung finden. Vor weiterer Entſchließung erſuche ich 
Sie, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Sind die Beſtimmungen der §§ 64—69 der Reichsgewerbeordnung bisher auf 
Spezialmärkte angewendet, die nach Inkrafttreten der Reichsgewerbeordnung 
feſtgeſetzt worden ſind? 

2. Beſtehen Bedenken, die Vorſchriften der §§ 64—69 a. a. O. auf alle Spezial⸗ 
märkte, alſo auch auf die beim Inkrafttreten der Reichsgewerbeordnung be— 
ſtehenden Spezialmärkte, zur Anwendung zu bringen? 

3. Liegt im Hinblick auf die Beſtimmung in $ 59 Abſ. 1 Ziffer 4 ein Bedürfnis 
vor, den Begriff der Spezialmärkte, die bei beſonderen Gelegenheiten ab- 
gehalten werden, beizubehalten? 

Ich erſuche, Ihren Bericht nach Möglichkeit zu beſchleunigen und ihm ein nach Ort— 
ſchaften geordnetes Verzeichnis der Märkte der im 8 70 bezeichneten Art beizufügen, welche 
in Ihrem Verwaltungsbezirk abgehalten werden und auf welche die Beſtimmungen der 
Reichsgewerbeordnung nicht angewendet worden find. Dabei wollen Sie angeben, welche 
Abweichungen von den Vorſchriften der Reichsgewerbeordnung nach den „beſtehenden An⸗ 
ordnungen“ Platz gegriffen haben. 

III 2401. Delbrück 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken. 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

Leichlinger Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Förſtchen, 
Krankenunterſtützungs-Kaſſe für die Bauhandwerker von Lütte und Umgegend (E. D, 
Kranken und Sterbekaſſe zu Steinfiſchbach (E. H.), 

Kranken⸗Unterſtützungs- und Sterbekaſſe des Nähterinnen- Vereins zu Breslau (E. H.), 
Concordia, Kranken- und Sterbekaſſe zu Grenzhauſen (EB) 5 
Allgemeine Unterſtützungs und Krankenkaſſe (E. H.) in Eppſtein i. Taunus. 
Berlin, den 18. März 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 2280 1 Mng Neumann. 


S e 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 
Eigeutumsvorbehalt au Maſchinen. 
Urteil des Reichsgerichts, V. Zivilſenat, vom 2. November 1907. 

Der Berufungsrichter erachtet die in den Jahren 1903 und 1904 dem Druckerei— 
beſitzer N. unter Eigentumsvorbehalt von den Klägerinnen gelieferten acht Schnellpreſſen 
und zwei Setzmaſchinen als weſentliche Beſtandteile der im Jahre 1902 errichteten „Druckerei“ 
des N. gemäß $ 93 BGB. und erklärt danach die Klaganſprüche auf Heraus abe dieſer 
Maſchinen für unbegründet, weil die beklagte Ehefrau trotz des Eigentumsvorbehalts und 
trotz der in dem Zuſchlag enthaltenen Beſtimmung, daß die Maſchinen von der Ver 
ſteigerung ausgeſchloſſen ſeien, durch den Zuſchlag des betreffenden Grundſtücks auch au den 
Maſchinen Eigentum erworben haben. 

Letzteres wäre nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts zutreffend, wenn 
die Maſchinen durch ihre Einbringung in die Druckerei zu weſentlichen Beſtandteilen ge— 
worden wären; denn das durch den Zuſchlag von der Beklagten erworbene Eigentum an 
dem Grundſtücke würde ſich dann gemäß SS 93, 946 BGB. mit rechtlicher Notwendigkeit 


117 


auch auf die Maſchinen erſtrecken. (RGer. Zivil. Bd. 50 S. 241, Jur. Wochenſchr. 1902 
S. 229 Nr. 1.) 

Die Erwägungen des Berufungsrichters aber, die ihn zu der Annahme führen, daß 
die Maſchinen weſentliche Beſtandteile feien, unterliegen rechtlichen Bedenken. Um im ein- 
zelnen Falle Eutſcheidung darüber zu treffen, ob der im Streite befindliche Gegenſtand 
nach § 93 oder nach dem hauptſächlich in Betracht kommenden § 94 BGB. weſentlicher 
Beſtandteil einer Sache iſt, muß man ſich in erſter Linie von der Vorſtellung leiten laſſen, 
daß der Gegenſtand ein Beſtandteil, ein Teil des Beſtandes, fein und daß dieſer Teil 
mit anderen Teilen zuſammen eine Sache bilden muß. Als Beſtandteile einer Sache ſind, 
wie der erkennende Senat wiederholt ausgeſprochen hat (RGer. Zivilſ. Bd. 63 S. 173, 418), 
diejenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, die entweder von Natur eine Einheit bilden, 
oder durch Verbindung miteinander ihre Selbſtändigkeit dergeſtalt verloren haben, 
daß ſie fortan, ſolange die Verbindung dauert, als eine einzige Sache erſcheinen. Und 
Sachen im Sinne des BGB. find nach § 90 nur körperliche Gegenſtände. Zu den 
Sachen, alſo körperlichen Gegenſtänden, iſt nach dem BGB. auch eine „Fabrik“ zu zählen. 
Dies ergibt fih aus § 98 BGB., wonach eine Fabrik im Verhältniſſe zu den Betriebs- 
Gerätſchaften Hauptſache ſein kann. Zugleich aber folgt aus dieſem § 98, der von einem 
Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet iſt, insbeſondere einer 
Fabrik ſpricht, daß unter Fabrik nur eine ſolche Sache zu verſtehen iſt, die ſich als ein 
für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtetes Gebäude darſtellt. Demnach iſt 
eine Maſchine nur dann als „Beſtandteil einer Fabrik“ anzuſehen, wenn ſie dergeſtalt in 
den körperlichen Gegenſtand dieſes gewerblichen Gebäudes aufgegangen ift, daß nur noch 
ein Körper, nämlich das Gebäude, beſteht. Jedoch iſt zu bemerken, daß bei der Be— 
ſtimmung, was Teil eines Gebäudes ift, im einzelnen Falle nicht von dem Begriff eines 
Gebäudes in abstracto, alſo etwa einer durch Wände und Dächer einen Raum von der 
Außenwelt abſchließenden Baulichkeit, auszugehen, ſondern die Zweckbeſtimmung des be— 
treffenden Gebäudes als maßgebend in Betracht zu ziehen iſt. Beiſpielsweiſe wird eine 
Kirche als Teile ihres Beſtandes Gegenſtände in ſich ſchließen, die bei einem Wohngebäude 
oder bei einem landwirtſchaftlichen Gebäude nicht in Frage kommen werden, und umgekehrt. 
Es konamt dabei weſentlich auf die Verkehrsauffaſſung an. Daß auch das BGB. die 
Verkehrsauffaſſung als einen für dieſe Frage maßgebenden Faktor angeſehen wiſſen will, 
ift beſonders aus § 97 Satz 2 BGB. zu entnehmen, wonach eine Sache, bei der die 
äußerlichen Merkmale der Zubehöreigenſchaft vorhanden ſind, nicht Zubehör iſt, wenn ſie 
nach der Verkehrsauffaſſung nicht als Zubehör gilt. Als Beiſpiel hierfür werden in den 
Motiven (Bd. 3 S. 63) die Ofen angeführt, die im Verhältniſſe zum Hauſe je nach der 
Verkehrsauffaſſung bald Beſtandteile, bald Zubehörſtücke, bald völlig geſonderte bewegliche 
Sachen ſeien. Danach iſt für die Beſtandteilseigenſchaft einer Maſchine im Verhältniſſe zu 
einer Fabrik zu erfordern, daß beide miteinander derart vereinigt ſind, daß nach der 
Verkehrsauffaſſung nur eine Sache, und zwar in Geſtalt des für den betreffenden 
gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäudes, vorliegt. Weiter aber iſt 
nicht außer acht zu laſſen, daß § 98 BGB. beſtimmt, daß bei einem gewerblichen Gebäude, 
insbeſondere einer Fabrik, die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen und ſonſtigen Gerät— 
ſchaften Zubehör ſeien. Nach den Motiven (Bd. 3 S. 66) iſt dieſe Vorſchrift in das 
Geſetz aufgenommen worden, um der in den Gebieten des gemeinen Rechts verbreiteten 
Anſchauung entgegenzutreten, daß das Inventar eines gewerblichen Gebäudes nicht 
Zubehör ſei, weil es nur den perſönlichen Zwecken des Grundſtücksbeſitzers diene. Es hat 
alſo der Geſetzgeber es ſogar für zweifelhaft erachtet, ob die zu dem Betriebe beſtimmten 
Maſchinen auch nur als Zubehör des gewerblichen Gebäudes angeſehen werden würden, 
und hat deshalb eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber für erforderlich gehalten. „Dies 
ſchließt allerdings, wie ſich aus den Worten „ohne Beſtandteile der Hauptſache zu ſein“ in 
dem den Begriff des Zubehörs beſtimmenden § 97 BGB. ergibt (RGer. Zivilſ. Bd. 63 
S. 418), nicht aus, daß die Maſchinen nach Lage des einzelnen Falles Beſtandteile des 
gewerblichen Gebäudes ſein können. Aber es darf den Maſchinen nur dann Beſtandteils⸗ 
eigenſchaft beigelegt werden, wenn ſie nach der Verkehrsauffaſſung zufolge der Vereinigung 
mit dem gewerblichen Gebäude nicht mehr ſelbſtändige Einzelkörper ſind, ſondern, ſolange 
die Vereinigung dauert, nur noch als Sachteile des gewerblichen Gebäudes gelten. 
Dazu wird freilich nicht immer unbedingt notwendig ſein, daß die Maſchinen in den Körper 
des Gebäudes völlig aufgenommen find, vielmehr kann unter Umftänden auch eine loſe 
Verbindung genügen. (Rer. Zivilſ. Bd. 63 S. 173, Jur. Wochenſchr. 1904 S. 111 Nr. 4, 
S. 548 Nr. 2.) Dann muß aber die Art der Herſtellung und Einrichtung der Maſchinen 
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oder des gewerblichen Gebäudes eine ſolche fein, daß der Verkehr trotz der loſen Ver 
bindung alles zuſammen als nur eine Sache auffaßt. Dies kann beiſpielsweiſe der Fall 
fein, wenn die Maſchinen nicht Marktwaren, ſondern individuell für das betreffende gewerb⸗ 
liche Gebäude hergeſtellt ſind oder weun das Gebäude eigens um eine Maſchine herumgebaut iſt. 

Im gegebenen Falle erachtet der Berufungsrichter die in Rede ſtehenden Maſchinen, 
von denen die von der Klägerin zu 4 gelieferten zwei Setzmaſchinen durch Fundament- 
ſchrauben am Boden befeſtigt und durch Röhren und Schläuche an die im Gebäude au— 
gebrachten Waſſer- und Gasleitungen angeſchloſſen und die von den Klägerinnen zu 1, 2, 3 
gelieferten 8 Schnellpreſſen nur durch Treibriemen mit den durch die Triebkraft in Be- 
wegung geſetzten Transmiſſionen verbunden ſind, deswegen als Beſtandteile der Druckerei, 
weil ſie dem Fabrikbetriebe „zu dienen beſtimmt“ ſeien, mit dem Druckereigebäude ein 
„wirtſchaftliches Ganzes“ bildeten und Teile der als Einheit aufzufaſſenden „Fabrikanlage“ 
ſeien. Hierdurch aber wird die Annahme der Beſtandteilseigenſchaft der Maſchinen nicht 
gerechtfertigt. Eine Fabrikanlage kann aus einer Mehrheit beweglicher und unbeweglicher 
Sachen beſtehen, ihr Begriff deckt ſich nicht mit dem der Fabrik im Sinne einer einzigen 
Sache in Geſtalt eines gewerblichen Gebäudes (RGer. Zivilſ. Bd. 62 S. 408). 

Ebenſowenig wird durch die Bezeichnung „wirtſchaftliches Ganzes“ der Begriff einer 
einzigen, wenn auch zuſammengeſetzten Sache richtig begrenzt; vielmehr kann ein „wirt⸗ 
ſchaftliches Ganzes“ im Hinblick auf einen Fabrikbetrieb fih als eine Geſamtheit mehrerer, 
zwar zu einem beſtimmten Zwecke vereinigten, aber unter ſich ſelbſtändigen Sachen dar- 
ſtellen (RGer. Zivilſ. Bd. 63 S. 172). 

Und wenn die Maſchinen, ohne mit dem gewerblichen Gebäude zu einer Sache 
zuſammengeſetzt zu ſein, nur dem Betriebe der Fabrik zu dienen beſtimmt ſind, ſo ſind ſie 
gemäß § 98 BGB. lediglich Zubehör. Ferner läßt der Berufungsrichter unerwogen, ob 
nicht die Maſchinen, insbeſondere die 8 Schnellpreſſen durch Abnahnie der Treibriemen, 
leicht ablösbar ſind, und woraus, wenn dies der Fall iſt, folgen ſoll, daß trotz der loſen 
Verbindung nach der Verkehrsauffaſſung Maſchinen und gewerbliches Gebäude zuſammen 
nur eine Sache bilden. Daß etwa die Maſchinen oder das Druckereigebäude eigens für 
einander hergeſtellt worden find, ift nicht feſtgeſtellt. Auch ift überhaupt nicht in Gr- 
örterung gezogen, ob das Gebäude, in das die Maſchinen eingebracht worden ſind, zum 
Betrieb einer Druckerei dauernd eingerichtet iſt und inwiefern es eine ſpeziell aus dieſer 
Zweckbeſtimmung ſich ergebende Eigenart gegenüber anderen Gebäuden aufweiſt. 

Danach erſcheint die Annahme des Berufungsrichters, daß die fraglichen Maſchinen 
Beſtandteile der Druckerei des N. ſeien, von rechtsirrtümlicher Auffaſſung der Begriffe 
„Beſtandteile“ und „Sache“, ſoweit ſie eine „Fabrik“ betreffen, beeinflußt. Zwar glaubt 
der Berufungsrichter ſich für die Richtigkeit ſeiner Annahme auf eine Anzahl Entſcheidungen 
des Reichsgerichts ſtützen zu können. Tatſächlich aber hat das Reichsgericht immer die 
gleichen Grundſätze für die Beſtinnmung der Beſtandteilseigenſchaft von Maſchinen im Ver 
hältniſſe zu Fabriken aufgeſtellt, insbeſondere auch der erkennende Senat in den Cnt- 
ſcheidungen RGer. Zivilſ. Bd. 50 S. 241, Bd. 63 S. 171, 173, Jur. Wochenſchr. 1904 
S. 548 Nr. 2, 1906 S. 543 Nr. 6, 1907 S. 128 Nr. 6, 7 und der VII. Zivilſenat in den 
Entſcheidungen RGer. Zivilſ. Bd. 58 S. 338, Bd. 62 S. 406, Jur. Wochenſchr. 1904, S. 354 
Nr. 2, 1905 S. 387 Nr. 2, 1906 S. 189 Nr. 3. Nur iſt nicht überall Veranlaſſung dazu 
geweſen, in gleicher Schärfe wie hier zu betonen, daß Maſchinen nur dann als Beſtand⸗ 
teile eines gewerblichen Gebäudes, insbeſondere einer Fabrik, erachtet werden dürfen, 
wenn das Ganze nach der Verkehrsauffaſſung als eine Sache gilt. Auch iſt zu be⸗ 
merken, daß die von einer umfangreichen Literatur angefochtenen verſchiedenartigen Er 
gebniffe in den einzelnen Fällen zumeiſt auf tatſächlichen Feſtſtellungen der Berufungs 
gerichte beruhten, die eine Beeinfluſſung durch rechtsirrtümliche Auffaſſungen nicht erkennen 
ließen. Allerdings iſt in dem der Entſcheidung des VII. Zivilſenats Jur. Wochenſchr. 1906 
S. 417 Nr. 2 zugrunde liegenden Falle eine auf einem maſſiven Fundamente feſtgeſchraubte 
Hochdruck-Expanſions⸗Lokomobile als Beſtandteil einer zur Herſtellung von Steinſchlag er⸗ 
richteten Schotteranlage, mit der ſie durch einen Treibriemen verbunden war, angeſehen 
worden; aber auch dort beruht die Entſcheidung auf der tatſächlichen Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsgerichts, daß das Ganze eine ſachliche Einheit bilde. 

Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung, auch über die Koſten der Reviſionsinſtanz, an das Berufungs- 
gericht zurückzuverweiſen. 
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